
Geschäftsbericht 2025



Seite 37
Alt werden im Bestand –  
Barrierefreiheit als Generationen-
aufgabe

Seite 46
Der Soziale Dienst  
als Schlüssel gegen Einsamkeit

Seite 4   
Wohnen mit Weitblick –  
Konzepte für eine Gesellschaft  
im Wandel



Vorwort	 3

Lagebericht	 8

Allgemeine wirtschaftliche Lage	 9

Geschäftsgrundlagen und Geschäftsverlauf	 14

Wirtschaftliche Lage	 21

Personalwesen	 26

Chancen- und Risikobericht	 27

Ausblick	 32

Bericht des Aufsichtsrats	 40

Jahresabschluss	 50

Bilanz	 50

Gewinn- und Verlustrechnung	 52

Anhang	 53

Allgemeine Angaben	 54

Erläuterungen zu den angewandten  

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden	 54

Erläuterungen zur Bilanz	 57

Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung	 59

Nachtragsbericht	 60

Sonstige Angaben	 60 

Inhalt



Zahlen, Daten, Fakten

Auf einen Blick

2025 2024

Bilanzsumme (T€) 415.636,6 422.504,8

Anlagevermögen (T€) 390.928,9 391.915,5

Eigenkapital (T€) 78.538,1 78.349,0

Eigenkapitalquote (%) 18,9 18,5

Umsatzerlöse (T€) 77.351,3 75.929,7

   davon vhw Wohnen 57.291,5 56.163,6

   davon vhw Wohnen im Alter 19.189,8 18.766,4

   davon sonstige 870,0 999,7

Jahresüberschuss (T€) 1.902,6 934,3

2025 2024

Anzahl bewirtschafteter  
Immobilienbestand  
(Wohnungen / Appartements)

7.704 7.704

   davon vhw Wohnen 6.590 6.590

   davon vhw Wohnen im Alter 1.114 1.114

Mitglieder 13.840 14.212

Mitarbeiter  
(im Jahresdurchschnitt)

67 67

2025 2024

Bestandspflege (T€) 12.484,5 17.967,8

davon vhw Wohnen 9.753,7 15.454,8

    davon Instandhaltung 7.265,7 6.490,2

    davon Modernisierung 2.488,0 8.964,6

davon vhw Wohnen im Alter 2.730,8 2.513,0

    davon Instandhaltung 2.405,2 2.310,9

    davon Modernisierung 325,6 202,1

Mitglieder

Wohnungen  
im Bestand

Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter

13.840

7.704

67
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Vorwort

Liebe Mitglieder, sehr geehrte Damen und Herren,

unser Wohnumfeld ist weit mehr als nur ein Dach über dem Kopf. Es ist ein wichtiger Grund-

pfeiler für Lebensqualität, gesellschaftliche Teilhabe und Selbstbestimmung. Gerade in einer Zeit, 

in der sich unsere Gesellschaft demografisch spürbar verändert, gewinnt das Thema Wohnen 

zusätzlich an Bedeutung. Die Vereinigte Hamburger Wohnungsbaugenossenschaft eG sieht es 

als ihre zentrale Aufgabe, ihren Mitgliedern in jeder Lebensphase ein sicheres, bezahlbares und 

passendes Zuhause zu bieten. Junge Menschen suchen flexible, gut angebundene Wohnungen, 

Familien benötigen Raum und ein stabiles Umfeld. Ältere Menschen wiederum legen besonderen 

Wert auf Komfort, Verlässlichkeit und ein unterstützendes Wohnumfeld. Die vhw begegnet dieser 

Vielfalt mit einem differenzierten Angebot: von kompakten Einstiegswohnungen über familien-

gerechte Grundrisse bis hin zu Wohnformen mit ergänzenden Service- und Betreuungsangebo-

ten. Im Mittelpunkt steht dabei stets das Ziel, ein selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen und 

gleichzeitig bedarfsgerechte Unterstützung anzubieten.

Ein wesentlicher Bestandteil dieses ganzheitlichen Ansatzes ist die Stärkung von Nachbarschaf-

ten und Gemeinschaft. Denn Wohnen bedeutet immer auch, Teil eines sozialen Umfelds zu sein. 

Mit gezielten Angeboten fördert die vhw Begegnung, Austausch und gegenseitige Unterstützung 

im Quartier. Der Soziale Dienst leistet hierbei einen wichtigen Beitrag, indem er insbesondere 

älteren Menschen Orientierung bietet, Kontakte ermöglicht und ein lebendiges Miteinander 

unterstützt.

Auch die kontinuierliche Weiterentwicklung des Wohnungsbestandes spielt eine große Rolle. 

Modernisierungen werden gezielt genutzt, um Wohnungen an die Bedürfnisse verschiedener 

Lebensphasen anzupassen und langfristig attraktiv zu halten. Dabei gilt es, wirtschaftlich trag-

fähige Lösungen mit den politischen Rahmenbedingungen in Einklang zu bringen. Nur so lässt 

sich bezahlbarer Wohnraum nachhaltig sichern.

Der demografische Wandel bringt Herausforderungen mit sich – zugleich bietet er Wohnungs-

unternehmen und Genossenschaften jedoch auch die Chance, das Wohnen noch gezielter an den 

unterschiedlichen Lebenswegen und Bedürfnissen der Menschen auszurichten. Die vhw stellt 

sich dieser Aufgabe mit Erfahrung, Verantwortung und dem klaren Anspruch, lebendige Quartiere 

sowie ein starkes Miteinander auch künftig nachhaltig zu fördern.

Der Vorstand 

Afrotheti Ferentinos           Annika Kleine           Steve Meißner
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Laut der 16. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung 

des Statistischen Bundesamts könnte der Anteil der über 

65-Jährigen in Hamburg von 17 Prozent im Jahr 2000 auf 

24 Prozent in 2050 steigen. Was gesamtstädtisch noch Zu- 

kunftsmusik ist, zeigt sich bei vielen Genossenschaften be- 

reits deutlich: Das Durchschnittsalter der rund 13.800 vhw-

Mitglieder lag Ende 2025 bei 64 Jahren. 

Mit viel Weitsicht hat die vhw frühzeitig damit begonnen, 

altersgerechte Wohn- und Betreuungskonzepte zu entwickeln.  

Bereits 1970 wurde die erste Seniorenwohnanlage, Kiefhörn, 

bezogen. Inzwischen bewirtschaftet die vhw 1.736 Service-

wohnungen, aufgeteilt in acht Servicewohnanlagen, drei 

Seniorenresidenzen und fünf Seniorenwohnanlagen, davon 

drei mit einem vollstationären und zwei mit einem teilsta-

tionären und ambulanten Pflegeangebot. 

Rund 2.000 Menschen leben dort selbstständig in ihren 

eigenen vier Wänden und profitieren zugleich von der 

Gemeinschaft und der Unterstützung durch den Sozialen 

Dienst. Ergänzt wird das Angebot durch zwei Tagespflegen 

sowie einen zum Gesamtunternehmen gehörenden ambu-

lanten Pflegedienst. So erfüllt die vhw unterschiedlichste 

Bedürfnisse – vom unabhängigen Leben über einen zu-

nehmenden Unterstützungsbedarf bis hin zur umfassenden 

Pflege. Dieses Konzept ermöglicht es den Mitgliedern, so 

lange wie möglich in ihrem vertrauten Umfeld zu bleiben.

Wohnen mit Weitblick –  
Konzepte für eine Gesellschaft 
im Wandel
Die Bevölkerung in Deutschland verändert sich – sie altert. Zwar ist Hamburg 
mit einem Durchschnittsalter von rund 42,3 Jahren aktuell noch das jüngste 
Bundesland. Doch auch hier steigt die Zahl der Älteren. Der demografische 
Wandel hat Folgen, auch im Hinblick auf das Thema Wohnen. Die Vereinigte 
Hamburger Wohnungsbaugenossenschaft eG (vhw) begegnet dieser Entwick-
lung mit tragfähigen Lösungen.

Zwischen 2000 und 2024 gab es in Hamburg 
nur leichte Veränderungen bei den Anteilen 
der jungen, der erwerbsfähigen und der älte-
ren Menschen. In Zukunft werden aber voraus-
sichtlich deutlich mehr ältere Menschen in der 
Stadt leben.

So entwickelt sich  
Hamburgs Altersstruktur

Quelle: Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (2026); Bildlizenz: CC BY-ND 4.0 
2050: 16. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung, Variante 2 (moderate Ent- 
wicklung); Daten: Statistisches Bundesamt
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lionen Euro. Dass die vhw mit ihrem Konzept den richtigen 

Kurs eingeschlagen hat, bestätigt Bettina Harms-Goldt im 

Interview auf den folgenden Seiten. Die Expertin für Woh-

nungswirtschaft erklärt, warum der demografische Wandel 

für Wohnungsunternehmen so herausfordernd ist und wie 

wichtig es ist, barrierefreie und zukunftsfähige Wohnformen 

fest in unserer Wohnkultur zu verankern.

Investitionen in die Zukunft

Aufgrund der hohen Nachfrage investiert die Genossen-

schaft gezielt in die Zukunft. In Lokstedt entsteht eine neue 

Servicewohnanlage mit 93 Wohnungen, in der Senioren-

residenz Alsterpark werden 29 weitere Wohnungen gebaut. 

Das Investitionsvolumen liegt bei insgesamt rund 47 Mil-

 „Mein Mann und ich haben uns schon vor mehr als dreißig Jahren entschie-

den, Mitglieder bei der vhw zu werden, weil diese eine der ganz wenigen Genossenschaf-

ten ist, die auch altersgerechten Wohnraum anbietet. Seit 4. März 2021 leben wir in 

unserer Servicewohnung im Dohnanyiweg in Lohbrügge. Das Gebäude wurde damals neu 

gebaut, und wir waren die ersten Mieter. Dort haben wir nicht nur einen sieben Meter 

großen Balkon, sondern auch die Tagespflege, die mein Mann inzwischen an vier Tagen 

in der Woche besucht, direkt vor der Tür. Im Gemeinschaftsraum des Sozialen Dienstes, 

direkt neben dem Büro des ambulanten Pflegedienstes, finden regelmäßige Veranstal-

tungen wie wöchentliche Gymnastik, Filmtage, Spielnachmittage und Frühstücksangebote 

statt. Wir sind also rundum versorgt, besser geht es nicht.“

Barbara Lilienthal, Mieterin in der Servicewohnanlage Dohnanyiweg

„
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Die Anforderungen an das „Wohnen im Alter“ 
müssen als Gesamtbild gesehen werden.

Warum ist der demografische Wandel für unsere Gesell-

schaft so problematisch?

Unter dem demografischen Wandel versteht man vor allem 

die Alterung der Gesellschaft. Dieses Thema ist nicht neu. 

Brisant wird es jetzt aber, weil eine sehr große Kohorte von 

Menschen ins Rentenalter eintritt. Diese werden natürlich 

nicht alle automatisch Pflegefälle. Aber je älter sie werden, 

desto höher wird die Zahl der Pflegefälle und die Zahl derer, 

die in ihrer Wohnung Unterstützung brauchen. Das Problem 

ist, dass wir schlicht nicht so viele Pflegeplätze haben – und 

wir werden sie mit Sicherheit auch nicht rechtzeitig schaf-

fen können.

Welche Folgen hat das für Wohnungsunternehmen und 

Genossenschaften?

Die Unternehmen beschäftigen sich schon immer mit der 

Frage, wie sie Menschen, die eingeschränkt sind, das Leben 

in ihrem Wohnraum erleichtern können. Jetzt kommen sie 

aber an den Punkt, an dem sie sich überlegen müssen: Was 

darf das kosten? Denn gleichzeitig verändern sich die wirt-

schaftlichen Rahmenbedingungen. Wir haben ein Renten-

system, in dem viele beim Übergang von der Arbeit in den 

Ruhestand plötzlich deutlich weniger Geld haben. Und alles, 

was wir als Unternehmen für diese Menschen bauen, muss 

am Ende über die Miete finanzierbar sein. 

Was heißt das konkret für die Planung und Umsetzung  

von Wohnprojekten?

Die Anforderungen an das „Wohnen im Alter“ müssen als 

Gesamtbild gesehen werden. Es gibt beispielsweise eine 

Konkurrenz zwischen Themen wie CO²-Reduktion und alters-

gerechtem Umbau. Diese Maßnahmen klug miteinander zu 

denken – das ist jetzt die große Herausforderung. Bei den 

Genossenschaften kommt dazu, dass sie einen Großteil die- 

ser Zielgruppe schon heute als Mitglieder haben. 

Wie glückt diese Abwägung?

Genossenschaften – aber natürlich auch andere kommu- 

nale Unternehmen – sollten den Blick weiten und erkennen, 

dass es nicht nur um technische Fragen geht. Ganz konkret: 

„

„
IM INTERVIEW: 

Bettina Harms-Goldt leitete viele Jahre eine Beratungsfirma für Wohnungs- 

unternehmen. Ihren ersten offiziellen Vortrag hielt sie bereits vor rund 35 Jahren –  

zum Thema „Wohnen im Alter“. Heute gehört sie zur Geschäftsführung der Firma QUIS, 

die Wohnungsunternehmen mit automatisierten Standort- und Portfolioanalysen  

unterstützt.

Wohnen mit Weitblick –  
Konzepte für eine Gesellschaft im Wandel
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Ab wann baue ich einen Aufzug ein? Baue ich ihn auch 

schon in einen Drei- oder Viergeschosser ein? Das ist eine 

technische Frage, die ich im Neubau klären muss. In der 

aktuellen Phase wird aber kaum neu gebaut, das heißt, wir 

reden überwiegend über den Bestand. Und da ist die Frage: 

Rüste ich nach oder nicht? Wenn ich einen Aufzug einbaue, 

dann habe ich für das gesamte Haus höhere Betriebskosten, 

die jemand tragen muss. Oder ich verzichte darauf und 

sage: Nicht alle Menschen über 80 werden so mobilitätsein-

geschränkt sein, dass sie keine Treppe mehr gehen können. 

Es geht also um konkrete strategische Entscheidungen. 

Ja. Ich rate Wohnungsunternehmen dazu, die künftige Ein-

kommenssituation älterer Menschen im Blick zu behalten 

und Maßnahmen so zu gestalten, dass die Zielgruppe sie 

sich auch leisten kann. Außerdem würde ich darauf achten, 

an einem Standort einen Mix unterschiedlicher Wohnungs-

größen zu erhalten, und dafür sorgen, dass Wohnungen 

multifunktional nutzbar sind. Denn auch wachsende Fami-

lien brauchen Platz. Darüber hinaus würde ich immer die 

Folgekosten im Blick behalten und energetisch klug bauen – 

Energieverbrauch senken, regenerative Energien einbinden, 

Photovoltaik integrieren. Innerhalb des Wohnungsbestands 

würde ich die Wohnungen nicht zu groß machen, um die 

Gesamtbelastung niedrig zu halten.

Neben baulichen Lösungen – was brauchen Menschen,  

um auch im Alter Gemeinschaft und Teilhabe in ihrem 

Wohnumfeld zu erleben?

Wir brauchen Treffpunkte, und zwar nicht nur im Neubau, 

sondern auch im Bestand. Als Genossenschaften haben 

wir wunderbare Siedlungen, gerade aus der Nachkriegszeit, 

die toll gebaut wurden mit Außenbereichen, wo man sich 

treffen kann. Wir haben Nebengebäude, die wir heute nicht 

mehr in ihrer ursprünglichen Form brauchen, wie etwa die 

alten Waschhäuser. Diese Gebäude könnte man umnutzen 

und dort Begegnungsorte schaffen. 

Welche Spannungsfelder sehen Sie zwischen den Bedürf-

nissen älterer und jüngerer Generationen beim Thema 

Wohnen?

Als Genossenschaft muss man natürlich im Fokus haben, 

zunächst die eigenen Mitglieder zu versorgen – die sind 

in der Regel über 50 Jahre alt. Deswegen ist das Thema 

„Wohnen im Alter“ dort besonders wichtig. Und das, was Sie 

als vhw gerade tun, ist gesellschaftlich ein total wichtiges 

Handlungsfeld. Aber es ist auch wichtig, nicht aus den Au-

gen zu verlieren, dass junge Menschen es ebenfalls wirklich 

schwer haben, eine Wohnung zu finden. Das wird in den 

nächsten Jahren unser Thema sein: Kosten im Blick behal-

ten und gleichzeitig bedarfsgerechten Wohnraum anbieten.

Die Servicewohnanlage am Dohnanyi-
weg in Lohbrügge ist optimal auf die 
Bedürfnisse älterer Menschen zuge-
schnitten.



 Lagebericht
für das Geschäftsjahr 2025

Vereinigte Hamburger  
Wohnungsbaugenossenschaft eG



9

Lagebericht   //  Al lgemeine wirtschaft l iche Lage

Lagebericht

1 	 Allgemeine wirtschaftliche Lage

1.1	 Die deutsche Wirtschaft entwickelte sich in einem durch Krisen geprägten Umfeld –  

wie den anhaltenden Ukrainekrieg, die Unruhen im Gazastreifen zwischen der Hamas und 

Israel sowie die zunehmenden geopolitischen Spannungen – sehr moderat. Nach den jüngsten 

Veröffentlichungen und Überarbeitungen des Statistischen Bundesamts betrug das Wachstum 

des Bruttoinlandsprodukts (BIP) für das Gesamtjahr 2025 0,2 Prozent (preisbereinigt). Zusätzlich 

belasteten hohe Zinsen, anhaltend hohe Energiepreise sowie Probleme in globalen Lieferketten 

die wirtschaftliche Entwicklung.

Deutschland befindet sich in einer herausfordernden Situation. Ob der erhoffte Aufschwung 

kommt, hängt unter anderem davon ab, wie gut die Bundesregierung die deutsche Wirtschaft 

durch das unruhige Fahrwasser manövrieren kann. Als exportorientierte Volkswirtschaft ist 

Deutschland auch davon abhängig, ob und inwiefern die USA als wichtigster Handelspartner 

Deutschlands mit einer aggressiven Zollpolitik weiterhin Handelskonflikte anheizen. Die un-

vorhersehbare und instabile Zollpolitik der USA erzeugt große Unsicherheiten bei den Unterneh-

men und erschwert die Planung und Umsetzung langfristiger Geschäftsstrategien. Für das Jahr 

2026 rechnen die Wirtschaftsinstitute aufgrund des Energiepreisschocks wegen des Irankrieges 

mit einer Wachstumsrate von nur 0,6 Prozent. Obwohl Deutschland im internationalen Vergleich 

wegen der anhaltenden Konjunkturflaute schlecht abschneidet, hat es seine Stellung als dritt-

größte Volkswirtschaft der Welt behauptet.

Die Konjunkturschwäche in Deutschland ist auf eine Kombination aus strukturellen Problemen, 

hohen Energiekosten, überbordender Bürokratie und schwacher Weltkonjunktur zurückzuführen. 

Hohe Produktionskosten führen zu einer Abwanderung von Unternehmen und Investitionen, 

während der Export unter geopolitischen Spannungen und dem Wandel in der Automobilindust-

rie leidet. Trotz einer im Vergleich zum Vorjahr niedrigeren Inflationsrate (2,2 Prozent im Jahres-

durchschnitt), gestiegener (realer) Arbeitslöhne (um 1,9 Prozent) und monetärer Sozialleistungen 

sowie höherer verfügbarer Einkommen (um 3,8 Prozent) war das Konsumverhalten in Deutsch-

land 2025, auch wenn die realen Konsumausgaben um 1,4 Prozent leicht stiegen, durch anhal-

tende Zurückhaltung, Preisbewusstsein und ein niedriges Konsumklima geprägt. 2025 nahmen 

im privaten Bereich vor allen Dingen die Ausgaben für Gesundheit und Mobilität zu, während 

andere Bereiche, etwa das Freizeit- und Gastgewerbe, eher rückläufig waren. Wohnen, Wasser, 

Strom und Brennstoffe sind im Jahr 2025 in Deutschland spürbar teurer geworden, wobei ins-

besondere die Energiekosten durch gestiegene Netzentgelte und die Erhöhung der CO²-Abgabe 

beeinflusst wurden. 
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1.2	 Die deutsche Wohnungs- und Bauwirtschaft befindet sich auch im Jahr 2025 weiter-

hin in einer angespannten Lage. Zwar bleibt die Grundstücks- und Wohnungswirtschaft mit rund 

10 Prozent Anteil an der gesamtdeutschen Bruttowertschöpfung ein wichtiger Wirtschaftszweig 

(392,0 Mrd. €, real +0,5 Prozent), doch der Wohnungsbau entwickelt sich weiter rückläufig. Die 

Bauinvestitionen insgesamt gehen nach aktuellen Schätzungen um 0,9 Prozent zurück und ver-

zeichnen damit bereits den fünften Rückgang in Folge. Während der gewerbliche und öffentliche 

Tiefbau stabilisierende Effekte zeigen, sind die Investitionen im Wohnungsbau erneut rückläufig 

(-2,4 Prozent). Auch Bauleistungen im Bestand zeigen eine negative Entwicklung. 

Die Baukapazitäten sind weiterhin nur schwach ausgelastet. Die Hochbauauslastung liegt auch 

2025 bei rund 60 Prozent. Nach dem Beschäftigungsrückgang im Bauhauptgewerbe im Jahr 

2024 setzte sich dieser Trend fort; für 2025 wird ein weiterer Rückgang erwartet (vgl. ifo Institut). 

Die Investitionsbereitschaft leidet weiterhin unter hohen Baukosten, erhöhten Zinsen, unsicherer 

Förderpolitik sowie politischen Eingriffen in das Mietrecht. Gleichzeitig bleiben die Baupreise 

auf einem hohen Niveau: Seit 2012 sind diese um rund 70 Prozent gestiegen, seit 2000 sogar 

um mehr als 150 Prozent und damit deutlich stärker als die allgemeine Inflation. Auch im Jahr 

2025 zogen die Baupreise weiter an, jedoch mit einer verlangsamten Dynamik im Vergleich zu 

den Vorjahren. Laut ifo Institut ist auch in den kommenden Jahren nicht mit einem signifikanten 

Rückgang der Baupreise zu rechnen, da insbesondere die Lohnkosten – die etwa die Hälfte der 

Gesamtkosten im Wohnungsbau ausmachen – weiter steigen dürften.

Im Bereich der Baugenehmigungen verzeichnet Deutschland nach drei Jahren rückläufiger 

Zahlen im Jahr 2025 erstmals wieder einen Anstieg. Insgesamt wurden 238.500 Wohnungen 

genehmigt, was einem Plus von 10,8 Prozent gegenüber 2024 entspricht. Damit endet die Phase 

stetiger Rückgänge, die im Vorjahr mit dem niedrigsten Stand seit 2010 ihren Tiefpunkt erreicht 

hatte. 

Die Nachfrage nach bezahlbarem Wohnraum ist insbesondere in städtischen Regionen ungebro-

chen. Gleichzeitig wird der Bau weiterhin durch hohe Gestehungskosten, Fachkräftemangel und 

fehlendes Bauland gebremst. Der Bauüberhang bleibt auf hohem Niveau (Ende 2025: 760.000 Woh- 

nungen). Trotz stabiler Einkommen und sozialstaatlicher Maßnahmen wie der Wohngeldreform 

zeichnet sich bislang keine spürbare Entspannung am Wohnungsmarkt ab. Eine nachhaltige 

Trendwende wird jedoch für 2026 erwartet, dürfte jedoch unter dem Niveau früherer Jahre 

bleiben.
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Die Folge der schwach ausgelasteten Baukapazität sind anhaltende Beschäftigungsrückgänge 

im Bauhauptgewerbe. Die Unsicherheiten schlagen sich auch im Geschäftsklima nieder. Der 

ifo-Geschäftsklimaindex verbleibt auf niedrigem Niveau. Ein erheblicher Anteil der Unternehmen 

berichtet weiterhin über einen Mangel an Aufträgen, insbesondere im Wohnungsbau.

1.3	 Zum Jahresende 2025 lebten rund 83,5 Millionen Menschen in Deutschland (2024: 

83,6 Mio.), wobei die Zahl durch ein Geburtendefizit und eine geringere Nettozuwanderung erst-

mals seit Jahren sank. Gleichzeitig setzt sich der demografische Wandel fort: Der Anteil älterer 

Menschen steigt kontinuierlich, was bereits heute eine zunehmende Nachfrage nach barriere

freiem, altersgerechtem und Servicewohnen für Senioren zur Folge hat. Zudem nimmt die Zahl 

der Ein- und Zweipersonenhaushalte weiter zu – insbesondere in urbanen Ballungsräumen.

In Hamburg lebten Anfang 2025 rund 1,9 Millionen Menschen. Der Anteil der über 65-Jährigen 

liegt mittlerweile bei rund 18 Prozent. Zudem bestehen weiterhin über 55 Prozent aller Hamburger 

Haushalte aus nur einer Person – ein im bundesweiten Vergleich überdurchschnittlich hoher 

Wert. Diese Entwicklung führt dazu, dass die Nachfrage nach kleinteiligem und gleichzeitig hoch-

wertigem Wohnraum in nahezu allen Stadtteilen anhält.

Für den Hamburger Wohnungsmarkt ergibt sich daraus eine doppelte Herausforderung: Es 

gilt, sowohl ausreichend altersgerechte als auch bezahlbare Wohnungen für kleinere Haushalte 

bereitzustellen. Daraus resultiert eine anhaltend hohe Nachfrage nach kompakt geschnittenem, 

zugleich qualitativ hochwertigem Wohnraum – flächendeckend über alle Stadtteile hinweg.

1.4	 Um den anhaltenden wohnungspolitischen Herausforderungen zu begegnen, setzt die 

Stadt Hamburg weiterhin auf das seit 2011 bestehende „Bündnis für das Wohnen in Hamburg“. 

Diese Kooperation zwischen dem Hamburger Senat, den Verbänden der Wohnungswirtschaft, 

den Bezirksämtern, den zuständigen Behörden sowie dem städtischen Wohnungsunternehmen 

SAGA verfolgt das Ziel, jährlich 10.000 neue Wohnungen zu genehmigen und dabei auch bezahl-

baren Wohnraum zu schaffen.

Im Jahr 2025 hält das Bündnis trotz deutlich erschwerter Rahmenbedingungen weiterhin an die-

ser Zielmarke fest. Die Umsetzung gestaltet sich jedoch zunehmend schwierig: Hohe Baukosten, 

gestiegene Zinsen, Lieferengpässe und nach wie vor hohe Grundstückspreise führen dazu, dass 

die tatsächliche Zahl der genehmigten und realisierten Neubauwohnungen deutlich hinter dem 

Bedarf zurückbleibt.
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Vor diesem Hintergrund stellen gezielte Förderprogramme der Stadt Hamburg und des Bundes 

ein zentrales Instrument zur Sicherstellung einer bedarfsgerechten Wohnraumversorgung dar. 

Sie sind ein wichtiger Baustein für wirtschaftlich tragfähige Neubau- und Modernisierungsvor-

haben – insbesondere im preisgünstigen Segment.

Wohnungsbaugenossenschaften nehmen hierbei eine besondere Rolle ein. Im Sinne ihres 

Selbstverständnisses stellen sie eine sozial verantwortbare, langfristig bezahlbare Wohnungs-

versorgung für ihre Mitglieder sicher. Um diesem Anspruch auch unter den aktuellen wirtschaft-

lichen Bedingungen gerecht werden zu können, sind sie jedoch auf verlässliche, planbare und 

auskömmliche Förderprogramme angewiesen. Angesichts steigender Bau- und Bodenpreise 

sowie hoher Betriebskosten muss verstärkt darauf geachtet werden, dass breite Bevölkerungs-

schichten auch künftig Zugang zu attraktivem und bezahlbarem Wohnraum haben.

In diesem Zusammenhang sehen wir eine besondere Verantwortung bei der Freien und Hanse-

stadt Hamburg, mit geeigneten Förderrichtlinien – insbesondere im geförderten Mietwohnungs-

bau – einen substanziellen Beitrag zur Sicherung des sozialen Wohnungsangebots zu leisten. 

Eine weitergehende Reform der Vergabepolitik für städtische Grundstücke erscheint aus unserer 

Sicht nach wie vor dringend erforderlich.

Die Entscheidung der Stadt, infolge zweier Volksinitiativen weiterhin städtische Grundstücke 

ausschließlich im Erbbaurecht zu vergeben – oftmals zu wirtschaftlich nicht darstellbaren  

Konditionen –, erweist sich dabei als kontraproduktiv. Diese Regelung erschwert insbesondere 

genossenschaftlichen und sozialen Akteuren den Zugang zu Flächen und wirkt dem gemeinsamen 

Ziel einer sozial ausgerichteten Wohnungspolitik entgegen.

1.5	 Die gesamtwirtschaftlichen Entwicklungen im Jahr 2025 haben weiterhin spürbare 

Folgen für auf den Markt für Seniorenwohnen und Pflege, auch in Hamburg. Betreiber von  

Pflegeeinrichtungen stehen unter wachsendem wirtschaftlichem Druck. Steigende Energie-, 

Sach- und Personalkosten, anhaltender Fachkräftemangel sowie zunehmende bürokratische  

Anforderungen stellen die Einrichtungen vor große Herausforderungen.

Die Zahl pflegebedürftiger Menschen wächst kontinuierlich. Ende 2024 waren bundesweit über 

5,6 Millionen Menschen pflegebedürftig – eine Zahl, die sich laut Prognosen bis 2055 auf rund 

7,6 Millionen erhöhen wird. Auch in Hamburg ist dieser Trend deutlich spürbar. Mit dem stei-

genden Alter der Bevölkerung nimmt der Bedarf an passgenauen Pflege- und Wohnformen zu, 

insbesondere in städtischen Lagen.
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Während der Erhalt stationärer Pflegeplätze weiterhin wichtig bleibt, gewinnen alternative 

Versorgungsformen an Bedeutung. Dazu zählen vor allem ambulante Pflegeangebote sowie 

serviceorientiertes Wohnen, die den Wunsch vieler älterer Menschen nach Selbstbestimmung 

und sozialer Teilhabe unterstützen.

Gerade Wohnungsbaugenossenschaften spielen in diesem Zusammenhang eine zunehmend 

wichtige Rolle. Sie schaffen nicht nur bezahlbaren Wohnraum, sondern entwickeln in Koopera-

tion mit Pflege- und Betreuungsdiensten neue Konzepte für altersgerechtes Wohnen. Ambulante 

Pflegestützpunkte, Nachbarschaftshilfe oder quartiersbezogene Wohnmodelle – diese genossen-

schaftlich geprägten Modelle tragen dazu bei, den steigenden Bedarf zu decken und gleichzeitig 

soziale Strukturen zu stärken.

Allerdings sind auch Genossenschaften auf verlässliche Förderbedingungen und eine funktionie-

rende kommunale Flächenpolitik angewiesen. Hohe Grundstückspreise und die ausschließliche 

Vergabe im Erbbaurecht erschweren die wirtschaftlich tragfähige Umsetzung entsprechender 

Projekte, selbst im gemeinwohlorientierten Bereich.

Angesichts dieser Entwicklungen sind die Bundesregierung ebenso wie die Freie und Hanse-

stadt Hamburg gefordert, nachhaltige und tragfähige Lösungen für eine altersgerechte, bezahl-

bare und vielfältige Pflege- und Wohninfrastruktur zu schaffen. Gerade Genossenschaften und 

andere gemeinwohlorientierte Akteure sollten hierbei gezielt unterstützt werden – etwa durch 

angepasste Fördermodelle, Investitionszuschüsse, Bürokratieabbau und eine faire Grundstücks-

vergabe.
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2 	 Geschäftsgrundlagen und Geschäftsverlauf

2.1 	 Geschäftsgrundlagen

Die Vereinigte Hamburger Wohnungsbaugenossenschaft eG (vhw) war im Geschäftsjahr 2025 

unverändert in den Geschäftsfeldern Wohnungsvermietung (vhw Wohnen) und Seniorenwohnen 

(vhw Wohnen im Alter) tätig.

Im Geschäftsbereich vhw Wohnen bewirtschaftet die Genossenschaft zum Ende des Jahres 2025 

den in Abbildung 1 dargestellten Immobilienbestand.

Der Wohnungsbestand ist im Vergleich zum Vorjahr unverändert. Das Ersatzneubauprojekt in der 

Theodor-Storm-Straße mit 116 Wohnungen wird voraussichtlich im April 2026 bezugsfertig sein.

Im Geschäftsbereich vhw Wohnen im Alter bewirtschaftete die Genossenschaft im Geschäftsjahr 

acht Seniorenwohnanlagen und -residenzen mit dem in Abbildung 2 aufgeführten Bestand.

2.2 	 Geschäftsverlauf

Unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, sowohl in Deutschland als 

auch in Hamburg, war der operative Geschäftsverlauf im Jahr 2025 als gut zu bezeichnen. Die 

Grundstücks- und Wohnungswirtschaft zeigt tendenziell eine geringere Konjunkturabhängigkeit 

als andere Branchen. Mit Beginn des Geschäftsjahrs 2024 übertrug sie den Betrieb der stationä-

ren Pflege auf die vhw care GmbH, die fortan die Pflege- und Betreuungsdienstleistungen als 

Trägerin unter eigenem Namen und auf eigene Rechnung führt. Sie erbringt auf dieser Grund-

lage im Wesentlichen die Pflege- und Betreuungsdienstleistungen für die Bewohner der von ihr 

geführten stationären Einrichtungen sowie die der Seniorenwohnanlagen und -residenzen der 

vhw. Ursächlich für die Übertragung des Geschäftsfelds war eine geänderte Rechtsauffassung 

der Finanzverwaltung für den Geschäftsbereich vhw Wohnen im Alter. Ab dem Veranlagungsjahr 

6.590 Wohnungen

40 gewerbliche Objekte

1.383 Stellplätze in Tiefgaragen sowie Parkpaletten und Einzelgaragen

1.438 Stellplätze

(Abb. 1)

1.114 Wohnungen und Appartements

31 gewerbliche Objekte

137 Stellplätze in Tief- und Einzelgaragen

213 Stellplätze

(Abb. 2)
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2025 wäre die Genossenschaft unter Fortsetzung der stationären Pflege aufgrund der Höhe der 

Pflegeerlöse, die mehr als 10 Prozent der gesamten Einnahmen ausgemacht hätten, steuerpflich-

tig gewesen.

Im Zuge des Trägerwechsels zur vhw care GmbH, einer Tochtergesellschaft der vhw Verwaltungs 

GmbH, hat mit Beschlusslage im Aufsichtsrat die Genossenschaft mit Datum vom 3. April 2025 

eine Finanzierungserklärung zur Darlehensgewährung mit qualifiziertem Rangrücktritt bis zur 

Höhe von 3.500,0 T€ gegenüber der vhw Verwaltungs GmbH abgegeben. Die Finanzierungs

erklärung besteht bis zum 31. Dezember 2026 und kommt zum Tragen, wenn sich bei der Gesell-

schaft ein konkreter Liquiditätsbedarf ergibt oder ansonsten eine bilanzielle Überschuldung  

oder eine drohende Zahlungsunfähigkeit vorliegt.

2.2.1 	 vhw Wohnen

2.2.1.1	 Die Fluktuation im Wohnungsbestand der Genossenschaft ist mit 372 Einheiten 

gegenüber 371 Einheiten im Vorjahr konstant. Insgesamt lässt das durchgehend niedrige Niveau 

eine hohe Zufriedenheit unserer Mieter mit den Leistungen der Genossenschaft erkennen, die 

sich auch in den jährlichen Wohnzufriedenheitsbefragungen widerspiegelt.

2.2.1.2	 Die Entwicklung des vermietungsbedingten Leerstands im Jahr 2025 hat sich  

monatsdurchschnittlich mit 28 Wohnungen gegenüber 39 Wohnungen im Vorjahr vermindert, 

das sind 0,42 Prozent des Wohnungsbestands gegenüber 0,59 Prozent im Vorjahr. Somit ist im 

Geschäftsjahr 2025 ein leichter Rückgang des Gesamtleerstands gegenüber dem Vorjahr zu  

verzeichnen. 

2.2.1.3	 Die Instandhaltung und Modernisierung unseres Wohnungsbestands sind wesentliche 

Schwerpunkte unserer Geschäftspolitik und wurden auch unter den aktuell politisch erschwerten 

Bedingungen kontinuierlich fortgesetzt.

2.2.1.4	 Das Bestandspflegeprogramm setzt sich im Vergleich zum Vorjahr wie in Abbildung 3 

dargestellt zusammen.

2025 2024

 T€  T€

Summe Instandhaltung 7.265,7 6.490,2

davon große Instandhaltung 1.236,6 503,7

davon laufende Instandhaltung 6.029,1 5.986,5

Ersatzinvestitionen Einzelkomponenten 1.767,1 1.746,8

Modernisierungsmaßnahmen 720,9 7.217,8

Gesamtkosten für Bestandspflege 9.753,7 15.454,8

(Abb. 3)
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Im Rahmen der Instandhaltung wurden folgende technische Programme systematisch fortge-

führt:

1.	 Renovierung von Treppenhäusern

2.	 Sanierung von Abwasserleitungen

3.	 Modernisierung der Fenster

Unser Ziel bleibt es, die Bestandspflege in den kommenden Jahren auf einem hohen Niveau 

fortzusetzen.

2.2.1.5	 Darüber hinaus möchten wir den Ansprüchen unserer Mieter an eine zeitgemäße 

und ansprechende Wohnungsausstattung durch geeignete Einzelmaßnahmen gerecht werden 

sowie unsere energetischen Modernisierungen im Bestand fortsetzen. Gerade die jahrelange 

Kontinuität bei den energetischen Modernisierungen erweist sich als wichtiger Baustein, um die 

Klimaschutzziele zu erreichen. Die in diesem Zusammenhang entwickelte Strategie zur Dekar-

bonisierung des Bestands wird dabei fortlaufend überprüft und auch an sich ändernde und zum 

Teil unklare gesetzliche Vorgaben angepasst. Das Ziel des Hamburgischen Klimaschutzgesetzes, 

den CO²-Ausstoß bis 2030 um 70 Prozent im Vergleich zum Referenzjahr 1990 zu senken, wird 

voraussichtlich bereits Ende 2027 erreicht sein, da bis Ende 2025 bereits eine Reduktion von  

69 Prozent erzielt wurde.

Insbesondere in den Quartieren Hummelsbüttel, Niendorf und Eimsbüttel stellen wir bei Woh-

nungsinteressenten eine hohe Bereitschaft fest, für eine bessere Ausstattung eine entsprechend 

höhere Miete zu zahlen. In diesen Quartieren werden deshalb auch weiterhin bei Mieterwechseln 

und bei Bedarf Einzelmodernisierungen vorgenommen.

2.2.1.6	 Neben der kontinuierlichen Bestandspflege auf hohem Niveau soll der Wohnungsbe-

stand in wenigen Einzelfällen durch gezielte Ersatzneubaumaßnahmen oder Nachverdichtungs-

maßnahmen ergänzt werden, wobei dies unter Berücksichtigung und Bewertung der enormen 

Baukostensteigerungen und gesetzlichen Auflagen und entsprechend unter den Gesichtspunkten 

der Wirtschaftlichkeit für die Genossenschaft und der Bezahlbarkeit des Wohnraums für unsere 

Mieter erfolgen muss. Beginnend im Jahr 2023 werden derzeit in Hamburg-Rahlstedt bis zum 

Jahr 2026 116 Servicewohnungen errichtet. Das Bauvolumen für die Neubaumaßnahme betrug 

im Jahr 2025 rd. 11 Mio. €.
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2.2.2 	 vhw Wohnen im Alter

2.2.2.1	 Das Marktumfeld, in dem sich der Geschäftsbereich vhw Wohnen im Alter bewegt,  

ist unverändert herausfordernd. 

2.2.2.2	 Der Wechsel der Trägereigenschaft im Jahr 2024 auf die vhw care GmbH hat dazu 

geführt, dass die Kosten der Seniorenwohnanlage aufgrund ihrer teilweise gemischten Nutzung 

als stationäre Pflegeeinrichtung und als Servicewohnungen zwischen den Gesellschaften ge-

trennt werden mussten. Die vhw eG bleibt Pächterin der Gebäude und vermietet über Gewerbe-

raummietverträge der vhw care GmbH die Gebäudeteile für die stationäre Pflege. Die Gewerbe-

raummieten sowie einige abrechnungstechnisch nicht trennbare Betriebskosten, welche von 

der vhw an die vhw care GmbH weiterberechnet werden, sind als steuerschädlich qualifiziert, 

bleiben aber unter 10 Prozent der gesamten Einnahmen.

2.2.2.3	 Die Wohnungen und Appartements der Seniorenwohnanlagen und -residenzen waren 

weiterhin gut ausgelastet. Die Wohnungen in den Seniorenwohnanlagen verzeichnen eine 

Belegungsquote von 99,1 Prozent (Vorjahr: 99,3 Prozent) und die Appartements in den Senioren-

residenzen von 97,1 Prozent (Vorjahr: 88,6 Prozent).

2.2.2.4	 Auch im Geschäftsjahr 2025 wurde die nachhaltige Bestandspflege der Seniorenein-

richtungen weiterverfolgt.

2.2.2.5	 Das Bestandspflegeprogramm der vhw und vhw KG setzt sich im Vergleich zum Vor-

jahr wie in Abbildung 4 dargestellt zusammen.

2.2.2.6	 Gemäß den Pachtverträgen zwischen der vhw und der vhw Immobilien e. G. & Co. KG 

(vhw KG) werden große Instandhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen von der vhw KG 

durchgeführt; die laufende Instandhaltung übernahm in Höhe von 1.081,1 T€ die vhw und in 

Höhe von 217,0 T€ die vhw KG.

2025 2024

 T€  T€

Summe Instandhaltung 2.405,2 2.310,9

davon große Instandhaltung 1.107,1 709,5

davon laufende Instandhaltung 1.298,1 1.601,4

Modernisierungsmaßnahmen 325,6 202,1

Gesamtkosten für Bestandspflege 2.730,8 2.513,0

(Abb. 4)
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2.2.2.7	 Im Vergleich zum Vorjahr wurden im Geschäftsjahr nur laufende Instandhaltungen 

durchgeführt und keine umfangreichen Instandhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen,  

die wieder in den Folgejahren geplant sind. So erhalten und erhöhen wir die Attraktivität der 

Seniorenwohnanlagen und -residenzen für unsere Bewohner sowie für unsere Interessenten. 

2.2.2.8	 Für die Folgejahre sind in unseren Senioreneinrichtungen u. a. folgende bauliche 

Maßnahmen geplant:

In der Seniorenwohnanlage Lokstedt entsprach der stationäre Pflegebereich aufgrund des 

HmbWBG sowie dessen Verordnung über bauliche Anforderungen an Wohn- und Betreuungs

formen in der derzeitigen baulichen Ausführung nicht den gesetzlichen Anforderungen. 

In Vorbereitung auf den Ersatzneubau mit 93 Servicewohnungen musste im Jahr 2025 daher  

der Gebäudeteil der ehemaligen stationären Pflege abgerissen werden. Dieser Abriss wurde 

erfolgreich abgeschlossen. Die entsprechende Baugenehmigung für den Ersatzneubau liegt seit 

Ende 2025 vor. Der Neubau befindet sich aktuell im vollen Baufortschritt, die Fertigstellung  

wird für Ende 2027 erwartet.

Neben dem Neubau von 93 Servicewohnungen entstehen auch eine Tagespflege, ein Gemein-

schaftsraum für die gesamte Wohnanlage sowie Gewerbe- und Büroflächen und zusätzliche 

Stellplätze. Der zukünftige Wohnungsmix umfasst Zwei- und Dreizimmerwohnungen mit Wohn-

flächen von ca. 43 bis 88 m². Im Bestand verbleiben weiterhin 110 Servicewohnungen. 

Für das Bauvorhaben „Alsterpark“ wurde eine Abbruch- und Baugenehmigung für den Ersatz-

neubau von 29 Servicewohnungen auf dem Grundstück des ehemaligen Gebäudes der statio

nären Pflege in der Rathenaustraße 10 sowie des ehemaligen Restaurants erteilt.

2.2.3 	 Sonstige Geschäftsfelder

2.2.3.1 	 Wir-eG

2.2.3.1.1	 Die Wir-eG ist eine genossenschaftliche Plattform zur Förderung des sozialen Engage-

ments und zur Vernetzung unserer Mieter und Bewohner in den Quartieren der vhw.

2.2.3.1.2	 Unseren Mietern und Bewohnern wird damit die Möglichkeit eröffnet, sich durch die 

Initiierung von Projekten für ihr Quartier bzw. ihre Nachbarn zu engagieren. Die vhw unterstützt 

die Projekte sowohl mit finanziellen Mitteln als auch mit administrativen Tätigkeiten und sonstigen 

Hilfestellungen. Gefördert werden vorrangig Vorhaben mit folgenden Zielen:
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1.	 Förderung der Nachbarschaftshilfe 

2.	 Verbesserung des Nachbarschaftsdialogs 

3.	 Gestaltung von Freizeitaktivitäten für Jung und Alt 

4.	 Förderung der Bildung und von Talenten 

5.	 Verbesserung der Wohnqualität im Quartier

6.	 Entwicklung des Umweltbewusstseins der Mitglieder sowie des Umweltschutzes 

2.2.3.1.3	 Im Jahr 2025 wurden wiederum neue Projekte auf den Weg gebracht. Daneben wurden 

die langfristigen Projekte fortgeführt. Damit wird das Freizeit-, Kultur- und Bildungsangebot in 

den Quartieren für unsere Mitglieder erweitert.

2.2.3.2 	 Grundstücksbestand

2.2.3.2.1	 Ziel ist es, den vorhandenen Grundstücks- und Gebäudebestand an die nachhaltigen 

Bedürfnisse der Genossenschaft anzupassen. Im Vordergrund steht dabei die Fokussierung der 

Vermietungstätigkeit der vhw auf das Hamburger Stadtgebiet. Dafür sollen neben unbebauten 

Grundstücken auch Objekte ohne räumlichen Bezug zum Kernbestand im Laufe der Zeit veräu-

ßert werden.

2.2.3.2.2	 Im Jahr 2025 befanden sich noch zwei unbebaute Grundstücke mit einer Größe von 

insgesamt 5.672 m² und einem Buchwert von 2,00 € im Bestand der Genossenschaft, welche als 

Ausgleichsflächen für Wohnungsbaugrundstücke dienen. 

2.2.3.3 	 Beteiligungen

2.2.3.3.1	 Die vhw hält 100 Prozent des Stammkapitals an der vhw Verwaltungs GmbH. Die 

Gesellschaft ist insbesondere zur Verwaltung von Beteiligungen an anderen Gesellschaften, zur 

Übernahme, Verwaltung und Abwicklung von Pensionsverpflichtungen von verbundenen Unter-

nehmen, zur Verwaltung des zur Erfüllung der Pensionsverpflichtungen erforderlichen Vermögens 

sowie zur Verwaltung weiteren Vermögens berechtigt.

2.2.3.3.2	 Die vhw Immobilien – Service GmbH, an der die vhw mittelbar über die vhw Ver- 

waltungs GmbH mit 100 Prozent am Stammkapital beteiligt ist, führt das Facility-Management 

durch, u. a. mit Hausmeisterdienstleistungen sowie der Beauftragung und Betreuung von Mo- 

dernisierungs- und Instandhaltungsmaßnahmen für die Geschäftsbereiche vhw Wohnen und 

vhw Wohnen im Alter.
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2.2.3.3.3	 Für den Geschäftsbereich vhw Wohnen im Alter sind insgesamt fünf Gesellschaften 

tätig, an denen die Genossenschaft jeweils mit 100 Prozent beteiligt ist: unmittelbar an der vhw 

Immobilien e. G. & Co. KG und der vhw Beteiligungs GmbH sowie über die vhw Verwaltungs 

GmbH mittelbar an der vhw care GmbH (vhw care), vhw cook GmbH (vhw cook) und vhw Ambu-

lanter Dienst GmbH (Ambulanter Dienst). Die Aufgaben der Gesellschaften für die vhw bestehen 

in der Verpachtung von Seniorenwohnanlagen und -residenzen durch die vhw KG, der Zuberei-

tung von Speisen durch die vhw cook sowie der ambulanten Pflege durch die vhw Ambulanter 

Dienst. Seit dem Geschäftsjahr 2024 erbringt die vhw care die Pflege- und Betreuungsdienst-

leistungen als Trägerin unter eigenem Namen und auf eigene Rechnung. Die vhw Beteiligungs 

GmbH führt das Cash-Management für die genossenschaftliche Unternehmensgruppe der vhw 

und hält treuhänderisch für die Genossenschaft ein Prozent an der vhw KG. Die operativ tätigen 

Gesellschaften tragen mit ihren Leistungen wesentlich dazu bei, dass den Mitgliedern auch in 

Zukunft in der gewohnten Qualität und zu angemessenen Preisen das gesamte Leistungsspek-

trum der stationären und ambulanten Pflege sowie des Servicewohnens zur Verfügung gestellt 

werden kann.

2.2.3.3.4	 Darüber hinaus hält die Genossenschaft eine Kommanditbeteiligung in Höhe von  

520 € an der AVW Assekuranzvermittlung der Wohnungswirtschaft GmbH & Co. KG. Diese 

Beteiligung dient dem nachhaltig günstigen und umfassenden Einkauf von Versicherungs-

dienstleistungen für den Gebäudebestand der Genossenschaft vor dem Hintergrund eines sich 

konsolidierenden Versicherungsmarkts mit immer weniger und größeren Anbietern und den 

damit verbundenen Preiserhöhungen für Versicherungen.
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3. 	 Wirtschaftliche Lage

3.1 	 Ertragslage

3.1.1	 Unter den geschilderten Rahmenbedingungen hat die Genossenschaft insgesamt ein 

Ergebnis von 1.902,6 T€ (Vorjahr: 934,3 T€) erzielt, das sich auf die einzelnen Geschäftsfelder wie 

in Abbildung 5 dargestellt aufteilt. Das Ergebnis „Wohnen im Alter“ beinhaltet in der Darstellung 

im Geschäftsjahr auch die Aufwendungen und Erträge der vhw KG, die ihr Ergebnis an die vhw 

ausschütten wird.

3.1.2	 Der Geschäftsbereich vhw Wohnen zeichnet sich durch eine sehr gute Vermietungs-

situation aus. Dabei ist der seit Jahren anhaltende positive Verlauf besonders zu würdigen, da 

dieser unter der Fortsetzung von weitreichenden Instandhaltungs- und Modernisierungsmaß-

nahmen erfolgte, die zu zusätzlichen wirtschaftlichen Belastungen führen. 

3.1.3	 Die stationäre Pflege des Geschäftsbereichs vhw Wohnen im Alter ist als Folge der 

steuerlichen Betriebsprüfung und einer dadurch geänderten Rechtsauffassung der Finanzverwal-

tung im Geschäftsjahr 2024 auf die vhw care übertragen worden, um die Steuerpflicht der vhw 

2025 2024

T€ T€

vhw Wohnen

operatives Ergebnis 30.438,6 30.509,4

abzgl. Regelabschreibungen -14.161,3 -13.812,9

abzgl. Sonderabschreibungen -40,7 0

abzgl. Finanzergebnis -7.898,1 -7.839,6

Saldo vhw Wohnen 8.338,5 8.856,9

vhw Wohnen im Alter

operatives Ergebnis 5.570,3 6.344,1

abzgl. Regelabschreibungen -4.798,7 -5.578,9

abzgl. Sonderabschreibungen 0 -2.205,2

abzgl. Finanzergebnis -1.900,7 -1.895,8

Saldo vhw Wohnen im Alter -1.129,1 -3.335,8

Sonstige Geschäftsfelder inkl. Steuern

operatives Ergebnis -4.220,3 -3.118,1

abzgl. Regelabschreibungen -258,5 -253,2

abzgl. Finanzergebnis -828,1 -1.215,5

Saldo Sonstige Geschäftsfelder inkl. Steuern -5.306,9 -4.586,8

Jahresüberschuss 1.902,6 934,3

(Abb. 5)
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zu vermeiden. Zu diesem Zweck mietet die vhw care die stationären Pflegeplätze über Gewerbe-

raummietverträge von der vhw, die daraus Mieteinnahmen in Höhe von 1.794,0 T€ erwirtschaftet 

hat. Die Seniorenwohnungen und -appartements werden nach wie vor bei der vhw eG verwaltet 

und betrieben. 

Das Ergebnis vhw Wohnen im Alter beinhaltet in der Darstellung im Geschäftsjahr auch die Auf-

wendungen und Erträge der vhw KG, die ihr Ergebnis an die vhw ausschütten wird. Im Vorjahr 

erwirtschaftete die vhw KG einen Verlust von 236,6 T€, der dem gemeinsamen Rücklagenkonto 

der Gesellschaft belastet wurde. Zur besseren Vergleichbarkeit wurden trotz fehlender Ausschüt-

tung die Werte im Vorjahr angepasst.

3.1.4	 Das Ergebnis der sonstigen Geschäftsfelder ist durch allgemeine Verwaltungskosten 

sowie die Verteilung interner Serviceleistungen auf die Tochterunternehmen geprägt. Dies betrifft 

im Wesentlichen Kosten für Personal, IT und Digitalisierung sowie weitere Geschäftsbesorgung.

3.1.5	 Ein bereits im Jahr 2023 begonnenes umfangreiches Neubauprojekt in Rahlstedt hat  

zu einer geringen Zunahme der Netto-Neuverschuldung im abgelaufenen Geschäftsjahr geführt. 

Trotz des steigenden Kapitalbedarfs und der damit verbundenen Kosten lässt die Ertragskraft der 

Genossenschaft weiterhin eine angemessene Investitionstätigkeit zu. Diese Entwicklung wird 

durch die nachfolgende Abbildung 6 verdeutlicht, die eine Übersicht der in den Jahren 2021 bis 

2025 durchgeführten Investitionen in Neubau- und Modernisierungsprojekte liefert sowie die Ent-

wicklung der Regelabschreibungen der Grundstücke mit Wohnbauten und der Darlehen aufzeigt:

 2025 2024 2023 2022 2021

 T€ T€ T€ T€ T€

Neubauprojekte 10.862,3 19.444,1 2.242,3 460,5 2.874,0

 

Modernisierungsmaßnahmen* 2.252,9 11.154,5 15.508,5 18.560,7 8.356,7

 

Regelabschreibungen der
Grundstücke mit Wohn- und Geschäftsbauten 14.128,3 13.779,2 13.488,4 12.844,6 11.862,5

Darlehensentwicklung: 46,0 21.023,1 4.831,9 -3.700,3 -5.237,3

davon Neuaufnahme 18.295,5 38.186,0 16.348,1 14.920,0 18.638,8

davon Rückzahlung -6.360,6 -6.000,0 0,0 0,0 -7.486,3

davon Regeltilgung** -11.889,9 -11.162,9 -10.154,0 -9.830,2 -9.717,8

davon Sondertilgung 0,0 0,0 -1.362,2 -8.154,9 -6.672,0

** ohne Berücksichtigung von Zuschüssen

**� �2025 sind Tilgungsbeträge in Höhe von 88,5 T€ (Vorjahr: 109,5 T€) nicht berücksichtigt,  
die von Banken nicht fristgerecht zum Stichtag abgebucht worden sind.

(Abb. 6)
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3.2 	 Vermögenslage

3.2.1	 Der Vermögensaufbau und die Kapitalstruktur der Genossenschaft stellen sich per  

31. Dezember 2025 im Vergleich zum Vorjahr wie in Abbildung 7 aufgezeigt dar. Abweichend zum 

Vorjahr haben wir die Vorauszahlungen im Zusammenhang mit Wärmelieferungsverträgen den 

langfristigen Forderungen u. a. zugeordnet.

3.2.2	 Im Geschäftsjahr 2025 hat sich das Anlagevermögen um rd. 1,0 Mio. € verringert.  

Dabei stehen den Zugängen im Anlagevermögen in Höhe von 13,8 Mio. € (abzüglich der Zu-

schüsse), die im Wesentlichen auf Neubau- und Modernisierungsmaßnahmen entfallen,  

Regelabschreibungen von 14,7 Mio. € entgegen. Das Anlagevermögen ist am 31. Dezember 2025 

zu 96,4 Prozent (Vorjahr: 96,3 Prozent) durch langfristiges Kapital gedeckt. Die Unterdeckung 

beträgt 14.218,8 T€. 

Die Unterdeckung resultiert hauptsächlich aus erst im Jahr 2026 ausgezahlten Darlehen und  

Zuschüssen für die 2025 durchgeführten Baumaßnahmen.

3.2.3	 Die Verringerung der langfristigen Forderungen im Geschäftsjahr 2025 resultiert aus 

den ausgezahlten Zuschüssen für Modernisierungsmaßnahmen.

Aktiva
31.12.2025 31.12.2024 Veränderungen

T€ % T€ % T€

Langfristiger Bereich 

Anlagevermögen 390.928,9 94,0 391.915,5 92,8 -986,6

Langfristige Forderungen u. a. 3.247,4 0,8 3.559,2 0,8 -311,8

Rechnungsabgrenzungsposten

(Erbbaugrundstücke) 769,6 0,2 784,8 0,2 -15,2

 394.945,9 95,0 396.259,5 93,8 -1.313,6

Kurzfristiger Bereich      

Vorratsvermögen, Forderungen u. Ä. 20.690,7 5,0 26.245,3 6,2 -5.554,6

Bilanzsumme 415.636,6 100,0 422.504,8 100,0 -6.868,2

Passiva
31.12.2025 31.12.2024 Veränderungen

T€ % T€ % T€

Langfristiger Bereich 

Eigenkapital 78.538,1 18,9 78.349,0 18,5 189,1

Langfristige Verbindlichkeiten 282.011,0 67,9 281.965,0 66,7 46,0

Pensionsrückstellungen 16.161,0 3,9 17.207,0 4,1 -1.046,0

 376.710,1 90,7 377.521,0 89,3 -810,9

Kurzfristiger Bereich      

Rückstellungen, Verbindlichkeiten u. Ä. 38.926,5 9,3 44.983,8 10,7 -6.057,3

Bilanzsumme 415.636,6 100,0 422.504,8 100,0 -6.868,2

(Abb. 7)
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3.2.4	 Die kurzfristigen Forderungen sind im Geschäftsjahr 2025 im Vergleich zum Vorjahr 

deutlich gesunken. Ursächlich hierfür sind niedrigere liquide Mittel und ausgezahlte Zuschüsse 

einschließlich Korrekturen aufgrund abweichender Zuschussbescheide.

3.2.5	 Die Genossenschaft verfügt zum 31. Dezember 2025 über ausreichende Kreditlinien.

3.2.6	 Die Eigenkapitalzusammensetzung im Geschäftsjahr ist in Abbildung 8 dargestellt:

3.2.7	 Die Eigenkapitalquote per 31. Dezember 2025 beträgt 18,9 Prozent nach 18,5 Prozent 

im Vorjahr und hat sich somit leicht verbessert.

3.2.8	 Um das Eigenkapital der Genossenschaft zu stärken und hinsichtlich des Verhältnis-

ses von Geschäftsguthaben und Ergebnisrücklagen auf eine branchenübliche Basis zu stellen, 

verfolgt der Vorstand nach wie vor die Strategie der Stärkung der Rücklagen aus positiven 

Jahresergebnissen. 

3.2.9	 Der Anstieg der langfristigen Verbindlichkeiten resultiert aus Darlehensvalutierungen, 

denen planmäßige Tilgungen und Rückzahlungen gegenüberstehen. Insgesamt sind im Jahr 

2025 Darlehensvalutierungen von 18.295,5 T€, Rückzahlungen von 6.360,6 T€, Regeltilgungen 

von 11.889,9 T€ sowie Tilgungen von langfristigen Darlehen an die vhw Verwaltungs GmbH von 

131,9 T€ zu verzeichnen.

3.2.10	 Die Verringerung der kurzfristigen Verbindlichkeiten resultiert im Wesentlichen aus 

der geringeren Inanspruchnahme des Cash-Pool-Darlehens.

  31.12.2025   31.12.2024 Veränderungen

  T€  T€ T€

Geschäftsguthaben 32.074,0 32.989,8 -915,8

davon:

der mit Ablauf des Geschäftsjahres

ausgeschiedenen Mitglieder 1.493,0 1.301,7 191,3

der verbleibenden Mitglieder 30.256,6 31.548,4 -1.291,8

aus gekündigten Geschäftsanteilen 324,4 139,7 184,7

Ergebnisrücklagen 45.685,5 44.561,5 1.124,0

davon:

gesetzliche Rücklage 8.466,2 8.275,9 190,3

andere Ergebnisrücklagen 37.219,3 36.285,6 933,7

Bilanzgewinn 778,6 797,6 -19,0

Eigenkapital 78.538,1 78.348,9 189,2

(Abb. 8)
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3.3 	 Finanzlage

Die in Abbildung 9 dargestellte Kapitalflussrechnung zeigt u. a. die Entwicklung des Finanzmittel-

fonds auf. Die vhw konnte hiernach, mit Inanspruchnahme von Kontokorrentkreditlinien, ihre 

finanziellen Verpflichtungen im abgelaufenen Geschäftsjahr jederzeit fristgerecht erfüllen.

Die Kapitalflussrechnung für das Geschäftsjahr 2025 ist wie in den Vorjahren maßgeblich durch 

die Investitionen in den Wohnungsbestand und die damit verbundene Neuaufnahme von Krediten 

bei gleichzeitiger Fortführung der Entschuldungspolitik geprägt.

2025 2024

T€ T€

I. Laufende Geschäftstätigkeit   

Jahresüberschuss 1.902,6 934,3

+ Buchverluste aus dem Abgang von Anlagevermögen 0,0 16,1

+ Abschreibungen auf Sachanlagen und Finanzanlagen 14.771,8 14.377,7

+ Veränderung langfristiger Rückstellungen -1.046,0 906,2

- Veränderung der unfertigen Leistungen und anderen Vorräte 202,9 -2.049,4

-/+ Veränderung der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen

sowie anderer Aktiva 3.563,0 114,7

+/- Veränderung der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen

sowie anderer Passiva -6.236,3 8.272,0

= Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 13.158,0 22.571,5

II. Investitionstätigkeit

+ Einzahlungen aus Abgängen/Verkäufen von Gegenständen 

des Sachanlagevermögens und sonstiges 0,0 585,4

- Auszahlungen für Investitionen in das Anlagevermögen -13.785,1 -35.148,1

= Cashflow aus Investitionstätigkeit -13.785,1 -34.562,7

III. Finanzierungstätigkeit

+ Einzahlungen aus der Neuaufnahme von Krediten 36.851,5 38.186,0

+/- Veränderung Geschäftsguthaben -915,9 -903,4

+/- Abnahme/Zunahme von langfristigen Forderungen u. a. 327,0 -1.659,0

- Rückzahlung kurzfristiger/langfristiger Verbindlichkeiten -24.915,7 -6.000,0

- Regeltilgung von Krediten -11.889,8 -11.289,7

- Dividendenausschüttung für das Vorjahr -797,8 -803,5

= Cashflow aus Finanzierungstätigkeit -1.340,5 17.530,4

Summe zahlungswirksame Veränderung am Finanzmittelbestand -1.967,6 5.539,2

  

IV. Finanzmittelfonds

- Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelbestands 1.967,6 5.539,2

+ Finanzmittelbestand am 31.12.2024/2023 986,7 -4.552,5

= Finanzmittelbestand am 31.12.2025/2024 -980,9 986,7

(Abb. 9)
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Der negative Finanzmittelbestand zum 31. Dezember 2025 setzt sich aus Kassenbestand und 

Guthaben bei Kreditinstituten in Höhe von 1.046,8 T€ sowie der temporären Inanspruchnahme 

von Kontokorrentlinien in Höhe von 2.027,7 T€ zusammen. Der negative Saldo des Finanzmittel-

bestands beruht insbesondere auf den hohen Investitionen in den Wohnungsbestand, welche 

stichtagsbezogen über das vorhandene Cash-Pool-Darlehen innerhalb der Unternehmens-

gruppe ausgeglichen wurden. Für die laufenden und weiter geplanten Investitionen werden im 

Geschäftsjahres 2026 wiederum Neuaufnahmen von Krediten erfolgen. Darüber hinaus erhält 

die Genossenschaft für bereits in den Vorjahren abgeschlossene Modernisierungsmaßnahmen 

öffentliche Zuschüsse, sodass zum Ende des Geschäftsjahres 2026 von einem positiven Finanz-

mittelbestand ausgegangen wird.

4 	 Personalwesen

4.1	 Die Zahl der durchschnittlich beschäftigten Arbeitnehmer der Genossenschaft hat sich, 

bezogen auf die Geschäftsbereiche im Vergleich zum Vorjahr, wie in Abbildung 10 dargestellt 

entwickelt:

4.2	 Im Geschäftsjahr 2025 hat sich die Anzahl der Mitarbeiter gegenüber dem Vorjahr 

nicht geändert. 

4.3	 Unser gut ausgebildetes Personal ist ein wesentlicher Erfolgsfaktor für die vhw. So 

werden unsere Mitarbeiter durch gezielte Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen in ihrer Qualifi

kation mit dem Ziel gefördert, für unsere Mitglieder jederzeit eine hohe Dienstleistungsqualität 

erbringen zu können.

2025 2024

 Mitarbeiter Mitarbeiter

I.	 Vorstandsbereich und Stabsstellen 13 (4) 10 (3)

II.	 Serviceleistungen und Finanzen 32 (14) 33 (14)

III.	 vhw Wohnen 16 (4) 16 (4)

	 davon kaufmännische und technische Mitarbeiter 12 (4) 16 (4)

IV.	 vhw Wohnen im Alter 4 (0) 6 (0)

	 davon kaufmännische Mitarbeiter 4 (0) 4 (0)

V.	 Betriebsrat 2 (1) 4 (1)

Mitarbeiter gesamt 67 (23) 67 (22)

(in Klammern: davon Teilzeitbeschäftigte) (Abb. 10)
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5 	 Chancen- und Risikobericht

5.1 	 Risikomanagement

5.1.1	 Unser Risikomanagement ist darauf ausgerichtet, durch gezielte Abwägung von  

Risiken und Chancen zur Wertschöpfung der Genossenschaft beizutragen. Das Risikomanage-

ment ist ein wesentlicher Bestandteil unserer unternehmerischen Tätigkeit und dient neben  

der Identifikation und Steuerung von Risiken der Sicherung der Vermögenswerte.

5.1.2	 Das Risikomanagementsystem der vhw ist ein nachvollziehbares, alle Unternehmens-

aktivitäten umfassendes System, das auf Basis einer definierten Risikostrategie ein systemati-

sches und permanentes Vorgehen mit folgenden Elementen umfasst: Identifikation, Analyse,  

Bewertung, Steuerung, Dokumentation und Kommunikation von Risiken sowie die Überwachung 

dieser Aktivitäten.

5.1.3	 Im Rahmen unserer Risikoorganisation haben wir eine Managementrichtlinie im 

Einsatz, die das Risikomanagementsystem transparent beschreibt, einen geregelten Ablauf der 

Risiko- und Chancenbewertung gewährleistet sowie Verantwortlichkeiten für risikobezogene  

Entscheidungen entsprechend der Aufbauorganisation der vhw festlegt.

5.1.4	 Danach gestaltet der Vorstand den Umfang und die Ausrichtung der eingerichteten 

Systeme gesamtverantwortlich anhand der unternehmensspezifischen Anforderungen. Die ge-

schäftspolitischen Ziele wurden mit der Maßgabe festgelegt, ein angemessenes Verhältnis von 

Rendite und Risiko zu erreichen.

5.1.5	 Der Aufsichtsrat tritt zweimal jährlich zusammen, um die Risikoberichterstattung auf 

Transparenz und Angemessenheit zu überwachen.

5.1.6	 Die Geschäftsbereiche sind für ihr operatives Risikomanagement zunächst selbst 

verantwortlich. Sie müssen ihre Risiken identifizieren, bewerten, überwachen und darüber 

Bericht erstatten. Der Betrachtungszeitraum umfasst dabei das aktuelle und die folgenden vier 

Geschäftsjahre. Darüber hinaus sind sie verpflichtet, für identifizierte Risiken Alternativen zu 

analysieren und Empfehlungen abzugeben.

5.1.7	 Für die Koordination der Risikomanagementtätigkeiten der verschiedenen Unterneh-

mensbereiche ist ein unabhängiger Risikomanagementkoordinator verantwortlich. Neben der 

Koordination, der Verwaltung und Weiterentwicklung des Risikomanagements obliegen  
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dem Koordinator die Analyse und Auswertung der halbjährlichen Risikoberichte der Bereiche  

sowie die Aufarbeitung der Ergebnisse hinsichtlich der Vorbereitung von Entscheidungsgrund

lagen für den Vorstand. Darüber hinaus ist der Risikomanagementkoordinator für die Bearbei-

tung der aus den Geschäftsbereichen gemeldeten Ad-hoc-Risiken zuständig und führt diese 

einem geregelten Entscheidungsprozess zu.

5.1.8	 Zum Risikomanagement gehört zudem ein alle Bereiche der Genossenschaft umfas-

sendes Berichtswesen. Dabei werden durch das Controlling sämtliche entscheidungsrelevanten 

Kennzahlen und Indikatoren sowie Budgets regelmäßig beobachtet, handlungsorientierte Soll-

Ist-Vergleiche erstellt und diese in die operativen Geschäftsbereiche eingesteuert.

5.1.9	 Ein weiterer integraler Bestandteil des Risikomanagements ist das interne Kontroll-

system (IKS). Zielsetzung des IKS ist es, die Einhaltung rechtlicher Vorschriften und der Ge-

schäftspolitik des Vorstands sowie die Ordnungsmäßigkeit und Verlässlichkeit der Rechnungsle-

gung zu gewährleisten, den Wirkungsgrad der betrieblichen Prozesse zu sichern und zu erhöhen 

sowie das Vermögen der Genossenschaft zu schützen.

5.1.10	 Das IKS der vhw ist nach dem COSO-Modell ausgerichtet, das aus folgenden Kompo-

nenten besteht:

 - Kontrollumfeld (Grundeinstellungen, Problembewusstsein etc.) 

 - Risikobeurteilungen (Erkennung und Analyse von Unternehmensrisiken) 

 - Kontrollaktivitäten (Grundsätze, Verfahren und Maßnahmen) 

 - Information u. Kommunikation (Richtlinien, Handbücher, Berichte, Rechnungslegung) 

 - Überwachung (Beurteilung der Wirksamkeit des IKS)

5.1.11	 Wesentliche Bestandteile unseres IKS sind u. a. ein geeigneter Organisationsrahmen 

und sachgerechte Prozessabläufe, die in Handbüchern, Dienstanweisungen und Ablaufbeschrei-

bungen festgehalten sind und deren Einhaltung verfolgt wird. In den Prozessen kommt u. a.  

das Prinzip der Funktionstrennung und ein Vier-Augen-Prinzip auf jeder Ebene zur Anwendung. 

Zudem werden strenge und sachgerechte Zugriffsrechte im EDV-System geregelt.

5.1.12	 Ergänzt wird unser IKS durch ein Revisionshandbuch, das die Revisionstätigkeit 

inhaltlich beschreibt und in einen sachgerechten und geregelten Ablauf überführt.

5.1.13	 Das Risikomanagementsystem und das IKS sind keine statischen Systeme, sondern 

werden fortlaufend an geänderte Anforderungen und Rahmenbedingungen angepasst. Zur 

Identifizierung dieser Änderungsnotwendigkeiten ist die laufende Überwachung der gesamten 
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Systeme auf Wirksamkeit notwendig. Dazu werden sowohl interne Beurteilungen und Anre-

gungen gefördert und berücksichtigt als auch Prüfungen durch externe Berater zur Wirksamkeit 

ganzer Systeme oder einzelner Bereiche durchgeführt. 

5.1.14 Grundsätzlich ist aber anzumerken, dass auch angemessen und funktionsfähig eingerich-

tete Systeme keine absolute Sicherheit zur Identifikation und Steuerung der Risiken garantieren 

können.

5.2 	 Chancen und Risiken

Risiken, die den Bestand der Genossenschaft gefährden, sind derzeit nicht erkennbar.

Die wesentlichen Chancen und Risiken, die erhebliche Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- 

und Ertragslage haben können, werden anhand der folgenden Risikofelder klassifiziert:

5.2.1 	 Markt

Der Geschäftsbereich vhw Wohnen profitiert von dem derzeitigen Wohnungsmarkt in Hamburg. 

In den nächsten fünf Jahren ist weiterhin von niedrigen Leerstands- und Fluktuationsquoten 

auszugehen.

5.2.2 	 Angebote

Die vhw hat mit ihrem umfassenden Angebot für Senioren ein Alleinstellungsmerkmal unter 

den Hamburger Wohnungsbaugenossenschaften. Dabei wird insbesondere das kombinierte 

Angebot aus Servicewohnen und Pflege in den Seniorenwohnanlagen und -residenzen, das von 

der vhw Ambulanter Dienst GmbH und seit dem Geschäftsjahr 2024 von der vhw care GmbH 

erbracht wird, nachgefragt. Im Segment Servicewohnen der Genossenschaft besteht eine so 

hohe Nachfrage, dass mit jahrelangen Wartezeiten zu rechnen ist. Ergänzt wird das Angebot um 

verschiedene Betreuungsleistungen sowie vier ambulante Pflegedienste, zwei Tagespflegen und 

eine Wohngruppe.

5.2.3 	 Prozesse

Die Anforderungen der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) hat die vhw seit deren Inkraft-

treten im Mai 2018 umgesetzt. Die hierfür eingeführten Maßnahmen orientieren sich an den 

Empfehlungen des Verbands norddeutscher Wohnungsunternehmen e. V. und werden fortlau-

fend auf Aktualität überprüft und angepasst.
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5.2.4 	 Mitarbeiter

Im Geschäftsbereich vhw Wohnen im Alter besteht das Risiko, dass sich der anhaltende Pflege

fachkräftemangel verstärkt. Diese Entwicklung könnte dazu führen, dass die Belegung der 

Pflegeplätze, die seit dem Geschäftsjahr 2024 von der vhw care GmbH betrieben wird, gesenkt 

werden müsste, da die gesetzlich vorgeschriebene Personalbemessung nicht unterschritten 

werden darf. Dies hätte zunächst keine direkten wirtschaftlichen Folgen für die Ertragskraft der 

Genossenschaft, könnte mittelfristig aber zu einer deutlichen und dauerhaften quantitativen  

Anpassung des Angebots im Bereich der stationären Pflege führen. 

5.2.5 	 Finanzen

Die Bewertung der Pensionsverpflichtungen hat sich aufgrund der Kombination eines weiterhin 

niedrigen, gesetzlich vorgeschriebenen Diskontierungszinssatzes und der zuletzt stark gestiege-

nen Inflationsrate als herausfordernd erwiesen. 

Die im Geschäftsjahr 2025 weiterhin hohe Bewertungsposition im Rahmen der Pensionsrück

stellungen bildet eine Risikovorsorge; dennoch bleibt die zukünftige Entwicklung der Inflation 

sowie der Finanzierungskosten aufgrund geldpolitischer Entscheidungen der Europäischen 

Zentralbank (EZB) und geopolitischer Ereignisse (insbesondere der Kriege in der Ukraine und 

im Nahen Osten) mit erheblicher Unsicherheit verbunden. Die Entwicklung wird weiterhin eng 

überwacht, um ggf. weitere Maßnahmen zur Risikosteuerung einzuleiten. 

5.2.6 	 Preise für Bauleistungen und Baumaterial

Die Baubranche und die Grundstücks- und Wohnungswirtschaft sehen sich weiter mit sehr 

hohen Baukosten konfrontiert. Die auf der Investitionsseite hohen und sehr deutlich gestiegenen 

Wohnungsbaukosten sind vor allem ordnungsrechtlichen Vorgaben und weiteren Auflagen, der 

dadurch zunehmenden Komplexität im Wohnungsbau und der infolge der Kriege in der Ukraine 

und dem Nahen Osten weiterhin knappen Kapazitäten auf der Ausführungsseite geschuldet.

Künftige Bauvorhaben werden von diesen Preissteigerungen nicht verschont. Auch die laufende 

Instandhaltung und Modernisierung sind von dieser Kostenentwicklung betroffen. 

Es muss damit gerechnet werden, dass dieses Preisniveau sich nicht signifikant absenken wird,  

auch in den Folgejahren zu hohen Kosten bei der Genossenschaft führt und die Ergebnisse 

dadurch belastet werden können. Bezüglich des Neubaus von Wohnungen ist dabei davon 

auszugehen, dass dieser zu sozialverträglichen Mieten nur noch als Ersatzneubau auf eigenen 

Grundstücken wirtschaftlich darstellbar ist. 
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5.2.7 Besicherung

Die gestiegenen Baukosten wirken sich darüber hinaus auf die Besicherung der in diversen Klima-

schutzgesetzen vorgeschriebenen Investitionstätigkeit durch die Hergabe von Grundschulden an 

die finanzierenden öffentlichen und privaten Banken aus. Eine Besicherung eines Baudarlehens 

für einen Neubau ist bei den von uns angestrebten sozialverträglichen Mieten zurzeit nur noch 

zu gut 60 Prozent der aufzuwendenden Baukosten auf dem betreffenden Objekt möglich. Die 

Banken verlangen zunehmend Zusatzsicherheiten, die eine kostengünstige Investitionstätigkeit 

für unsere Mitglieder erschweren.

Zudem beansprucht die Hamburgische Investitions- und Förderbank AöR (IFB) Grundschulden in 

einem Maße, die das Kreditvolumen der IFB bei der vhw weit übersteigen, und erschwert damit 

zusätzlich die effiziente Finanzierung von Neubaumaßnahmen und energetischen Modernisie-

rungen. Die dieser Verhaltensweise zugrunde liegende Position der IFB wird vom Vorstand nicht 

geteilt und entspricht unseres Erachtens nicht der besonderen Verantwortung einer landeseigenen 

Förderbank in der Wohnungspolitik.

Wir gehen davon aus, dass eine deutliche Optimierung des Sicherheiten-Portfolios der Genossen-

schaft notwendig wird, das aber, u. a. mit der IFB, auch auf Verhandlungswege erreicht werden 

kann. 

5.2.8 Wirtschaftlichkeit

Wirtschaftliche Risiken ergeben sich insbesondere aus möglichen zeitlichen Verzögerungen bei 

Instandhaltungs-, Modernisierungs- und Neubaumaßnahmen, die unmittelbar zu einer Verschie-

bung geplanter Einnahmen führen könnten. Auf mögliche Baukostensteigerungen wurde bereits 

unter Ziffer 5.2.6, auf den Sachstand bezüglich der Klimaschutzziele und der Dekarbonisierung 

des Bestands unter Ziffer 2.2.1.5 hingewiesen.

Zur Steuerung dieser Herausforderungen verfolgt die Genossenschaft die sich wandelnden An-

forderungen und Vorschriften zum Klimaschutz kontinuierlich und passt ihre Strategien anhand 

eines selbst entwickelten Modells fortlaufend an. Sowohl Normstrategien als auch technische 

Sinnhaftigkeit werden anhand eines CO²-Vermeidungspreises kontinuierlich bewertet und  

weiterentwickelt. Aus den Daten ergibt sich, dass mit 69 Prozent bereits Ende 2025 das Ziel aus 

dem Hamburgischen Klimaschutzgesetz, 70 Prozent des CO²-Ausstoßes des Gebäudebestands  

im Vergleich zum Basisjahr 1990 einzusparen, nahezu erreicht wurde.
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Ungeachtet der positiven Fortschritte muss weiterhin ein besonderes Augenmerk auf die Bezahl-

barkeit der energetisch modernisierten Wohnungen gelegt werden. Ohne staatliche Förderungen 

ergeben sich bei den aus dem CO²-Vermeidungspreis errechneten Investitionskosten Mieten, die 

die Leistungsfähigkeit breiter Schichten der Bevölkerung überfordern.

6	 Ausblick

6.1	 Der Angriffskrieg Russlands in der Ukraine, zwischen der Hamas und Israel, steigende 

Energiekosten, die relativ schwache Entwicklung der Weltwirtschaft sowie die sich ausweitenden 

regulatorischen Eingriffe der Bundesregierung belasten die deutsche Konjunktur weiterhin 

negativ. Von einem signifikanten wirtschaftlichen Aufschwung ist daher im Jahr 2026 nicht aus-

zugehen. Insbesondere der Arbeits- und Fachkräftemangel, die überbordende Bürokratie, die  

Investitionsschwäche, sowohl bei privaten als auch bei öffentlichen Investitionen, beeinflussen 

die Entwicklung der Konjunktur. Durch den Nahostkrieg ab 28.02.2026 verschärfen sich be-

stehende Unsicherheiten vor allem hinsichtlich des Risikos signifikant steigender Energiepreise. 

Weitere Folgen können insbesondere deutlich höhere Finanzierungskosten bei einer inflations

bedingten Straffung der Geldpolitik sein.

6.2	 Für das Jahr 2026 rechnen die Wirtschaftsinstitute aufgrund der geopolitischen 

Spannungen mit einer Wachstumsrate von nur 0,6 Prozent.

6.3	 Im Geschäftsjahr 2025 war die Geldpolitik weiterhin von den Nachwirkungen der seit 

2022 eingeleiteten Straffungsmaßnahmen geprägt. Zentralbanken wie die EZB hielten zunächst 

an einem restriktiven Kurs fest, vollzogen jedoch im Jahresverlauf – vor dem Hintergrund einer 

rückläufigen Inflation – eine vorsichtige geldpolitische Lockerung. Die Inflationsraten gingen im 

Jahr 2025 insgesamt weiter zurück und näherten sich in den großen Volkswirtschaften zunehmend 

den Zielwerten der Zentralbanken an, auch wenn in einzelnen Bereichen weiterhin Preisdruck  

zu beobachten war.

Für das Jahr 2026 und die Folgejahre wird erwartet, dass die geldpolitische Ausrichtung zuneh-

mend von der Balance zwischen Preisstabilität und konjunktureller Unterstützung geprägt sein 

wird. Weitere Zinssenkungen erscheinen möglich, bleiben jedoch abhängig von der Nachhaltig-

keit des Inflationsrückgangs sowie der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. Gleichzeitig dürften 

die Risiken aus hohen Staatsverschuldungsquoten und möglichen Spannungen an den Anleihe-

märkten bestehen bleiben. Eine erneute Zuspitzung der Staatsschuldenproblematik  
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im europäischen Währungsraum kann daher nicht ausgeschlossen werden und hätte potenziell 

spürbare Auswirkungen auf die Stabilität des Finanzsystems sowie auf das Wirtschaftswachstum 

in Europa und weltweit.

6.4	 Trotz der schwierigen gesamtwirtschaftlichen und instabilen geopolitischen Lage  

gehen wir davon aus, dass das Kreditgeschäft der Genossenschaft sich nicht nachteilig entwickeln 

wird und die Zahlungsfähigkeit jederzeit gesichert bleibt.

Sämtliche Anschlussfinanzierungen und Neuvalutierungen im Zusammenhang mit den derzeit 

geplanten Modernisierungsmaßnahmen und Neubauprojekten werden durchgeführt werden 

können. 

Insbesondere aufgrund des positiven und stabilen Verlaufs der Geschäftstätigkeit in den ver-

gangenen Jahren unter schwierigen Rahmenbedingungen sowie der vertrauensvollen und auf 

Transparenz ausgelegten Geschäftsbeziehungen zu unseren Bankenpartnern sehen wir die 

Genossenschaft in diesem Bereich in einer guten Ausgangslage.

6.5	 Ein weiterer Aspekt für die Finanzierung der Genossenschaft könnte sich künftig aus 

dem sogenannten Green Deal der Europäischen Union (EU) ergeben. Als ein Grundpfeiler gilt 

die Einführung eines EU-weiten einheitlichen Klassifikationssystems zur Festlegung der wirt-

schaftlichen Tätigkeiten, die als nachhaltig eingestuft werden (grüne Taxonomie). Hiermit sollen 

Investitionen in grüne und nachhaltige Projekte gefördert werden. Für die Umweltziele „Klima-

schutz“ und „Anpassung an den Klimawandel“ wurden bereits technische Evaluierungskriterien 

respektive Schwellenwerte im Rahmen eines Rechtsaktes verabschiedet. 

Die Finanzierung der Dekarbonisierungsstrategie zur Erreichung der Klimaziele stellt Wohnungs-

unternehmen vor große Herausforderungen. Aufgrund regulatorischer Vorgaben werden die 

Kreditgeber als Hauptadressaten der EU-Taxonomie künftig zusätzliche Informationen unter 

anderem zum ökologischen Fußabdruck der Wohnungsbestände verlangen. Das Erstellen eines 

Nachhaltigkeitsberichts und die Ermittlung der CO²-Verbräuche werden damit zur Pflicht. Ohne 

strategische Einbindung und Etablierung einer Dekarbonisierungsstrategie wird die Finanzie-

rung des Wohnungsbestands schwieriger und teurer werden. Basis der Dekarbonisierungs-

strategie ist die CO²-Bilanz und die Berechnung der Finanzierungsbedarfe zur Erreichung der 

Klimaziele. 

Dank der jahrelangen kontinuierlichen energetischen Modernisierungstätigkeit sieht sich die  

Genossenschaft aber auch hier in einer guten Ausgangsposition. 
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6.6	 Die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Folgen und Auswirkungen der Kriege 

in der Ukraine und im Nahen Osten sowie die der anhaltenden geopolitischen Spannungen 

können für die Genossenschaft nicht abschließend vorhergesagt werden und sind von verschie-

denen Rahmenbedingungen abhängig. 

6.7	 Die künftige wirtschaftliche Situation der Genossenschaft und damit auch die Kosten 

für das Wohnen unserer Mitglieder werden insbesondere durch die politischen Rahmenbedin-

gungen und deren Verlässlichkeit beeinflusst und bestimmt. 

Hinsichtlich der künftigen Rahmenbedingungen bereiten uns insbesondere die politischen Ent-

scheidungen über die technisch immer komplexer und wirtschaftlich immer teurer werdenden 

energetischen Maßnahmenpakete bei Modernisierung und Neubau große Sorge. In diesem 

Spannungsfeld zwischen den Klimaschutzzielen und sozialverträglichen Mieten für breite 

Schichten der Gesellschaft sollte die Bezahlbarkeit von Wohnraum einen höheren Stellenwert 

bekommen. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung zum 1. Januar 2021 eine CO²-Steuer auf fossile Brenn-

stoffe eingeführt. Die CO²-Steuer soll helfen, Treibhausgase zu minimieren und die Klimaziele  

der Bundesregierung zu erreichen. Sie ist auch Teil des Klimaschutzprogramms 2030. Erste  

erhebliche Auswirkungen machen sich bei den Mietern und Bewohnern durch deutlich gestiege-

ne Energiepreise bemerkbar. In jedem Fall führt auch diese Steuer dazu, dass das Wohnen  

in Deutschland zunehmend teurer und immer mehr zu einer sozialen Frage wird. 

Durch den erfolgreichen Volksentscheid Hamburger Zukunftsentscheid wurde das Ziel der Klima-

neutralität in Hamburg von ursprünglich 2045 auf das Jahr 2040 vorgezogen. Das bestehende 

Zwischenziel, die CO²-Emissionen bis 2030 gegenüber dem Referenzjahr 1990 um 70 Prozent zu 

reduzieren, bleibt unverändert bestehen.

Der Hamburger Klimaplan wird fortlaufend überprüft und regelmäßig an neue gesetzliche 

Rahmenbedingungen sowie wissenschaftliche Erkenntnisse angepasst. Im Zuge der weiteren 

Fortschreibung sollen künftig erstmals verbindliche Sektorziele sowie zusätzliche Maßnahmen 

zur Erreichung der Klimaneutralität bis 2040 festgelegt werden. 

Das Hamburger Klimaschutzgesetz schafft für die Umsetzung den verbindlichen Rahmen und 

verankert die Ziele des Klimaplans im Gesetz. Diese reichen von Anforderungen an öffentliche 

Gebäude über Wärmeplanung bis hin zu Pflichten in Bezug auf erneuerbare Energien beim 
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Bauen. Bereits seit dem Jahr 2023 dürfen in Hamburg keine Neubauten ohne die Strom- und 

Wärmegewinnung unterstützende Photovoltaikanlagen gebaut werden. Seit 2025 gilt diese 

Regelung zudem für die Modernisierung von Bestandsimmobilien.

Diese Gesetze und Verordnungen lassen das Bauen in der Hansestadt noch einmal deutlich 

komplexer und teurer werden, was sich letztendlich auch in den Mieten bemerkbar machen wird, 

wenn keine hinreichenden Fördermöglichkeiten zur Verfügung gestellt werden.

Die Klimaschutzgesetzgebung und die damit einhergehenden Anforderungen und Verpflichtungen 

für den Gebäudesektor bzw. die Wohnungswirtschaft stellen ganz erhebliche Herausforderungen 

für unsere Genossenschaft dar. Die unternehmensinterne Strategie zum Erreichen der Klima-

schutzziele, ausgerichtet an den technisch-wirtschaftlichen und finanziellen Gegebenheiten 

sowie sich ändernden gesetzlichen Vorgaben, stellt dabei sicher, dass gesetzliche Vorgaben, z. B. 

aus dem Hamburgischen Klimaschutzgesetz, eingehalten werden. Etwaige Kosten- und Vermie-

tungsrisiken aus den notwendigen Investitionen gilt es dabei kontinuierlich zu beobachten.

6.8	 Trotz des herausfordernden Jahres 2025 wird die Genossenschaft ihre nachhaltige 

Bestandspflegepolitik, ergänzt um gezielte Neubaumaßnahmen, in angemessenem Rahmen 

fortführen. Insbesondere der zum Ende des Jahres 2023 begonnene Ersatzneubau der Wohn

anlage in der Theodor-Storm-Straße wird planmäßig abgeschlossen, und die Wohnungen werden 

ab April 2026 an die Mieter übergeben.

6.9	 Da wir unseren Mietern und Mitgliedern auch in Zukunft ein attraktives Wohnungs-

angebot zu angemessenen Preisen anbieten möchten, werden wir uns weiterhin in den ent-

sprechenden wohnungswirtschaftlichen sowie politischen Gremien mit Nachdruck für sozial 

und wirtschaftlich verantwortbare Rahmenbedingungen einsetzen, insbesondere bezüglich der 

Förderbedingungen für Modernisierungs- und Neubauvorhaben.

6.10	 Aufgrund der weiterhin guten Hamburger Vermietungssituation gehen wir trotz der 

schwierigen Rahmenbedingungen davon aus, dass wir auch in den kommenden Jahren deutlich 

positive operative Ergebnisse erzielen werden.

6.11	 Für ein attraktives Angebot und um der Entwicklung sowie den künftigen Anforde-

rungen im Seniorenwohnen und Pflegebereich gerecht zu werden, werden wir die bauliche 

Optimierung unserer Senioreneinrichtungen weiterverfolgen. 
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Im Jahr 2026 werden wir u. a. unsere 2025 begonnene Weiterentwicklung der Seniorenimmo- 

bilien in Lokstedt und in Alsterdorf fortführen. Einerseits verpflichtet uns das HmbWBG, in diesen 

Einrichtungen bauliche Anpassungen vorzunehmen, andererseits ist es für uns eine Herzensan-

gelegenheit, unseren Bewohnern ein modernes, zeitgemäßes und sicheres Zuhause zu bieten. 

6.12	 Das Geschäftsjahr 2026 ist weiterhin durch Nachwirkungen der Änderung der Rechts-

auffassung der Finanzverwaltung zur Seniorenpflege sowie durch inflationsbedingte Preis- und 

Lohnsteigerungen aufgrund der Kriege in der Ukraine und im Nahen Osten geprägt. Hinzu kom-

men erhöhte konjunkturelle Risiken durch globale Handelskonflikte, wie die zeitweise Sperrung 

der Straße von Hormus, neuer Zölle in den USA sowie Unsicherheiten bezüglich Chinas Rolle im 

internationalen Handel. Somit ist keine abschließende Aussage zum Geschäftsverlauf und zum 

Gesamtergebnis der Genossenschaft möglich.

Die stark erhöhten Baukosten wirken sich weiterhin nachteilig für die Genossenschaft aus. Die 

ohnehin enormen Steigerungen bei den Energie- und Rohstoffpreisen können im Zuge der 

Kriege wieder an Dynamik gewinnen und insbesondere auch das Ergebnis im Geschäftsbereich 

Wohnen im Alter belasten. 

Die im Rahmen der bundesweiten und der Hamburger Klimapolitik beschlossenen Maßnah-

men führen ebenfalls nicht nur zu steigenden Energiekosten und verteuern damit das Wohnen, 

sondern können beispielsweise auch durch die CO²-Bepreisung und notwendige energetische 

Baumaßnahmen die Genossenschaft wirtschaftlich belasten. 

Trotz dieser unsicheren Rahmenbedingungen erwarten wir für das Jahr 2026 ein positives  

Jahresergebnis auf dem Niveau des Vorjahres.

Hamburg, 27.04.2026

Vereinigte Hamburger

Wohnungsbaugenossenschaft eG

Der Vorstand

Afrotheti Ferentinos	 Annika Kleine	 Steve Meißner 

Lagebericht   //  Ausbl ick



37

Alt werden im Bestand

Zukunftsorientiert: Bei Moderni- 
sierungen, wie zum Beispiel hier  
am Buchenring, entstehen barriere- 
arme oder barrierefreie Lösungen.

Nicht nur bei seniorengerechten Wohnprojekten, sondern auch im übrigen  
Wohnungsbestand der vhw spielt der demografische Wandel eine immer größere 
Rolle. Wo früher die reine Instandhaltung im Fokus stand, wird generationen- 
gerechtes Wohnen heute gleich mitgedacht.
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Barrierefreiheit als  
Generationenaufgabe

Ob am Elisabethgehölz in Hamm, am Erlerring in Niendorf 

oder an der Schlangenkoppel in Öjendorf: Die kontinuier-

liche Weiterentwicklung des Bestands hin zu bezahlbarem, 

altersgerechtem und zukunftsfähigem Wohnraum ist ein 

zentrales Anliegen der vhw. Bei anstehenden Modernisie-

rungen werden daher die Bedürfnisse unterschiedlichster 

Altersgruppen berücksichtigt und von Anfang an in die 

Planung einbezogen. Im Mittelpunkt steht dabei die Frage, 

wie sich bestehende Gebäude möglichst zugänglich ge-

stalten lassen. So wird beispielsweise geprüft, ob Hausein-

gänge stufenreduziert oder komplett barrierefrei umgebaut 

werden können, ob breitere Türen sinnvoll sind oder ob der 

Einbau eines Aufzugs realisierbar ist. Grundsätzlich gilt: 

„Dem demografischen Wandel ausreichend Rech-

nung zu tragen ist aus unserer Sicht von hoher 

Bedeutung. Denn als Genossenschaft tragen wir die 

Verantwortung dafür, dass auch künftig genügend 

altersgerechter und bezahlbarer Wohnraum für 

unsere Mitglieder vorhanden ist.“

Henrieke Rogowski, 
Bereichsleitung Geschäftsbereich Wohnen

Je nach Lebensphase können sich 
die Bedürfnisse von Mietern ändern. 
Bei Modernisierungen wird dies 
nach Möglichkeit berücksichtigt – 
zum Beispiel indem eine Badewanne 
durch eine ebenerdige Dusche er- 
setzt wird.

„
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Schwellen sollen vermieden werden und Wege vom Geh-

weg oder Parkplatz bis zur Wohnung leicht begehbar sein. 

Auch das Wohnumfeld wird entsprechend weiterentwickelt: 

Neben Spielmöglichkeiten für Kinder entstehen – wo es 

geht – auch Bewegungsangebote für ältere Menschen. 

Außerdem werden die Bewohnerinnen und Bewohner bei 

umfassenden Modernisierungen aktiv in die Prozesse ein-

bezogen. Dabei werden individuelle Ausstattungswünsche, 

wie der Austausch einer Badewanne durch eine Dusche, 

ebenfalls erfüllt, soweit dies technisch und wirtschaftlich 

umsetzbar ist.

Gleichzeitig müssen Maßnahmen im Bestand jedoch  

immer sorgfältig abgewägt werden. Anders als bei Service- 

wohnanlagen, bei denen die baulichen Anforderungen 

klar im Hamburgischen Wohn- und Betreuungsqualitäts-

gesetz (HmbWBG) geregelt sind, stoßen Umbauten in 

bestehenden Wohnungen an ihre Grenzen – entweder weil 

die Umsetzung technisch gar nicht möglich oder für die 

Mieter zu kostenintensiv wäre. So kann beispielsweise ein 

barrierearmer Zugang zum Balkon im Nachhinein nicht in 

jedem Haus realisiert werden.

Barrierearm wohnen,  
selbstbestimmt bleiben

In solchen Situationen unterstützt die vhw ihre Mitglieder 

jedoch dabei, innerhalb des eigenen Bestands eine passen-

de Wohnungsalternative zu finden. Das Ziel der Genossen-

schaft ist und bleibt, sowohl Bestandsimmobilien als auch 

Neubauprojekte so auszurichten, dass Menschen möglichst 

lange selbstbestimmt in ihrem vertrauten Umfeld leben 

können. Damit leistet die vhw einen wichtigen Beitrag für  

eine nachhaltige Quartiersentwicklung – und fördert zugleich 

lebendige und generationenübergreifende Nachbarschaften.

 „Ich fühle mich in meiner Zweieinhalbzimmerwohnung in Öjendorf sehr wohl –  

und das schon seit 1989. Zum einen ist mein Kleingarten gleich um die Ecke. Und zum 

anderen haben wir eine sehr ruhige und nette Nachbarschaft, die sich gegenseitig unter-

stützt. Das möchte ich nicht missen. Gerade wird das Gebäude modernisiert. Wir be- 

kommen neue Fenster mit Dreifachverglasung, die Treppenhäuser, Klingelanlagen, Brief-

kästen und Bäder werden erneuert. In dem Zuge wurde ich gefragt, ob ich wieder eine 

Badewanne oder eine Dusche haben möchte. Und da ich mich für die Dusche entschie-

den habe, wird die Modernisierung meine persönliche Lebensqualität positiv beeinflussen.  

Seitens der Baufirma, und auch durch die Mitarbeiter der vhw, fühle ich mich gut betreut. 

Zu unserem Hausmeister habe ich ebenfalls einen guten Draht. Für mich steht fest:  

Solange ich kann, bleibe ich hier.“

Rainer Wulf, Mieter und Mitgliedervertreter

„ Alt werden im Bestand
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Bericht des Aufsichtsrats

Im Geschäftsjahr 2025 hat der Aufsichtsrat die Geschäftsführung des Vorstands gemäß den 

Vorgaben des Genossenschaftsgesetzes, der Satzung sowie der Geschäftsordnung regelmäßig 

und sorgfältig überwacht.

Der Vorstand hat den Aufsichtsrat fortlaufend, zeitnah und umfassend über die wirtschaftliche 

Lage der Genossenschaft, über wesentliche Geschäftsvorfälle sowie über die Entwicklung der 

Tochtergesellschaften unterrichtet. Insgesamt fanden fünf gemeinsame Sitzungen von Vor-

stand und Aufsichtsrat sowie drei weitere Sitzungen des Aufsichtsrats statt. Darüber hinaus 

wurden drei Umlaufbeschlussverfahren im Aufsichtsrat durchgeführt. In diesen Sitzungen wur-

den sämtliche bedeutenden Angelegenheiten der Geschäftsführung beraten und die erforder-

lichen Beschlüsse gefasst.

Gegenstand der Beratungen waren unter anderem:

  	 ••	� Vorbereitung der Vertreterversammlung

  	 ••	� die Wirtschafts- und Finanzpläne

  	 ••	� Quartalsberichte des Vorstands

  	 ••	� Entwicklung des Risikomanagementsystems

  	 ••	� Änderungen der Betriebsvereinbarungen über Arbeitsvertragsrichtlinien  

der Tochtergesellschaften

  	 ••	� Neubau- und Modernisierungsmaßnahmen

  	 ••	� Vorstandsangelegenheiten

  	 ••	� Aufsichtsratsangelegenheiten

  	 ••	� finanzielle Entwicklung der Tochtergesellschaften sowie das interne  

Revisionssystem

Darüber hinaus haben Ausschüsse des Aufsichtsrats einzelne Bereiche der Geschäftsführung 

vertieft geprüft. Insbesondere hat der Bauausschuss regelmäßig die Neubau- und Modernisie-

rungsmaßnahmen begleitet und sich bei Ortsterminen ein Bild vom Fortgang der Bauprojekte 

gemacht.

Prüfung der Tochtergesellschaften

Der Aufsichtsrat hat durch eigene Prüfung und anhand der vorliegenden Prüfungsberichte die 

Jahresabschlüsse der Tochterunternehmen intensiv geprüft. In den Sitzungen vom 15. April 

und 20. Mai 2026 wurden die Ergebnisse zudem durch den die Prüfung leitenden Wirtschafts-

prüfer des Verbands norddeutscher Wohnungsunternehmen e.V. (VNW) ausführlich erläutert. 

Für alle geprüften Gesellschaften wurde ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt. 
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Die Ordnungsmäßigkeit der jeweiligen Geschäftsführung wurde bestätigt; Beanstandungen 

ergaben sich keine.

Im Einzelnen wurden folgende Kennzahlen der Tochtergesellschaften festgestellt:

  	 ••	� vhw Verwaltungs GmbH: Bilanzsumme 22,9 Mio. €, Eigenkapital 1,5 Mio. €,  

Jahresfehlbetrag 0,2 Mio. €

  	 ••	� vhw Immobilien eG & Co. KG: Bilanzsumme 135,0 Mio. €,  

Eigenkapital 46,1 Mio. €, Jahresüberschuss 1,3 Mio. €

  	 ••	� vhw Beteiligungs GmbH: Bilanzsumme 9,4 Mio. €, Eigenkapital 41,8 T€,  

Jahresüberschuss 15,5 T €

  	 ••	� vhw Ambulanter Dienst GmbH: Bilanzsumme 2,7 Mio. €, Eigenkapital 1,2 Mio. €, 

Jahresüberschuss 0 € (nach Ergebnisabführung von 77,8 T€)

  	 ••	� vhw care GmbH: Bilanzsumme 2,7 Mio. €, Eigenkapital 1,4 Mio. €,  

Jahresüberschuss 0 € (nach Ergebnisabführung von 5,5 T€)

  	 ••	� vhw cook GmbH: Bilanzsumme 1,3 Mio. €, Eigenkapital 0,8 Mio. €,  

Jahresüberschuss 0 € (nach Verlustübernahme von 0,6 Mio. €)

  	 ••	� vhw Immobilien-Service GmbH: Bilanzsumme 0,8 Mio. €, Eigenkapital 0,4 Mio. €, 

Jahresüberschuss 0 € (nach Ergebnisabführung von 0,3 Mio. €)

Jahresabschluss der vhw eG für 2025

In der gemeinsamen Sitzung von Vorstand und Aufsichtsrat am 20. Mai 2026 hat der Aufsichts-

rat aufgrund der ebenfalls durch den VNW erläuterten Prüfungsergebnisse, der von ihm selbst 

vorgenommenen Prüfungen und der ihm vom Vorstand gegebenen Erläuterungen die Bilanz 

zum 31. Dezember 2025, die Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 1. Januar 2025 bis 

zum 31. Dezember 2025, den Anhang zum Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 sowie den 

Lagebericht des Geschäftsjahres 2025 der vhw eG zur Kenntnis genommen, beraten und auch 

über den Prüfungsbericht des VNW Beschluss gefasst.

Zur Gewinn- und Verlustrechnung  
(1. Januar 2025 – 31. Dezember 2025)

Die Umsatzerlöse der Genossenschaft stiegen von 75,9 Mio. € im Jahr 2024 auf 77,4 Mio. € 

im Jahr 2025 leicht an. Diese stammen aus dem Bereich Wohnen mit 57,3 Mio. € und aus dem 

Bereich Wohnen im Alter mit 19,2 Mio. €. Hinzu kommen Umsätze aus dem Bereich „andere 

Lieferungen und Leistungen“ mit 0,9 Mio. €. Wesentlicher Grund für die gestiegenen Umsätze 

waren die umgesetzten Mieterhöhungen im Bereich Wohnen.
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Bericht  des  Aufs ichtsrats

Die Aufwendungen für Bewirtschaftungstätigkeit (vhw Wohnen) liegen insgesamt um 1,7 Mio. € 

über dem Vorjahr. Die Heiz- und Betriebskosten haben sich um 0,4 Mio. € und die Instandhal-

tungsaufwendungen um knapp 1,3 Mio. € erhöht.

Die Aufwendungen für die Bewirtschaftung von Seniorenwohnanlagen (vhw Wohnen im 

Alter) sind um 0,8 Mio. € gesunken. Ursache hierfür ist im Wesentlichen die Schließung einer 

Seniorenresidenz und des Pflegebereichs einer Seniorenwohnanlage; gegenläufig wirken sich 

steigende Heiz- und Betriebskosten aus.

Im Bereich Personalaufwand haben sich die Löhne und Gehälter um 0,2 Mio. € erhöht. Die 

Aufwendungen für die Zuführung zur Pensionsrückstellung sind im Vergleich zum Vorjahr um 

knapp 1,8 Mio. € gesunken.

Aufgrund der Fertigstellung einer Fenstermodernisierung und einiger Einzelmodernisierungen 

sind die planmäßigen Abschreibungen auf Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit 

Wohnbauten im Vergleich zum Vorjahr gestiegen.

Außerdem sind außerplanmäßige Abschreibungen für eine nicht realisierte Aufzugsmoderni-

sierung in Höhe von 40,7 T€ enthalten.

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen haben insgesamt um 1,3 Mio. € abgenommen.  

Ursächlich hierfür ist insbesondere der Rückgang der EDV-Kosten um 0,5 Mio. €, bedingt

durch den Abschluss mehrerer Projekte im Vorjahr. Zusätzlich sind die Rechts- und Beratungs-

kosten um 0,4 Mio. € gesunken; dieser Betrag war im Vorjahr für einmalige Beratungsleistun-

gen zur Optimierung der Brandmeldezentralen in den Seniorenwohnanlagen und -residenzen 

angefallen.

Die Erträge aus Beteiligungen stiegen deutlich auf 1,6 Mio. € (Vorjahr: 0,3 Mio. €), da es im  

Berichtsjahr wieder eine Gewinnausschüttung der vhw Immobilien eG & Co. KG in Höhe von 

1,3 Mio. € gab. Die Zinsaufwendungen reduzierten sich auf 8,8 Mio. € (Vorjahr: 9,2 Mio. €).

Es konnte ein Jahresüberschuss in Höhe von 1.902.608,72 € erzielt werden 

(Vorjahr: 934.277,71 €).

Zur Verwendung des Bilanzgewinns in Höhe von 778.590,80 € beschlossen Vorstand und Auf-

sichtsrat am 19. November 2025, der Vertreterversammlung die Ausschüttung einer Dividende 

von 2,5 % auf die zum 1. Januar 2025 eingezahlten Geschäftsguthaben vorzuschlagen. Gleich-

zeitig wurden 190.300,00 € in die gesetzliche Rücklage und 

933.719,35 € in die anderen Ergebnisrücklagen eingestellt.
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Bericht  des  Aufs ichtsrats

Ergebnisse nach Geschäftsbereichen

  	 ••	� vhw Wohnen: Das Ergebnis verringerte sich von 8,9 Mio. € auf 8,3 Mio. €  

(- 0,6 Mio. €). Gründe hierfür liegen im Wesentlichen in gestiegenen Instandhal-

tungsaufwendungen abzüglich Kostenerstattungen durch Versicherungen u. a. 

sowie Zuschüssen (+ 1,3 Mio. €), höheren Betriebskosten (+ 0,4 Mio. €), gestie-

genen Abschreibungen aufgrund von abgeschlossenen umfangreichen Moder-

nisierungsmaßnahmen im Vorjahr (+ 0,4 Mio. €) und planmäßig gesunkenen 

Erträgen aus Aufwendungszuschüssen (- 0,3 Mio. €). Gegenläufig wirkten sich 

die gestiegenen Sollmieten abzüglich Erlösschmälerungen (+ 1,2 Mio. €) und die 

gesunkenen Verwaltungskosten (- 0,7 Mio. €) aus. Die Erhöhung der Sollmieten 

resultiert im Wesentlichen aus Mieterhöhungen nach § 558 BGB sowie bei Neu-

vermietungen.

  	 ••	� vhw Wohnen im Alter: Das Ergebnis von - 1,1 Mio. € hat sich gegenüber dem 

Vorjahr erfreulicherweise um 2,2 Mio. € verbessert (Vorjahr: - 3,3 Mio. €). 2025 

wurden Beteiligungserträge in Höhe von 1,3 Mio. € von der vhw Immobilien eG 

& Co. KG erzielt (im Vorjahr erzielte die Gesellschaft einen Jahresfehlbetrag). 

Des Weiteren reduzierten sich die verrechneten Personal- und Sachkosten um 

2,1 Mio. € und die Aufwendungen für Personalgestellung und Essenslieferun-

gen durch Dritte sowie Pacht um 0,9 Mio. €. Dies steht im Zusammenhang mit 

der Übertragung der Pflegebereiche auf die vhw care GmbH am 1. Januar 2024 

und den damit verbundenen Umstrukturierungsmaßnahmen. Durch die Schlie-

ßung der Seniorenresidenz Neugraben haben sich die Erträge aus Mieten und 

Zuschlägen für Seniorenwohnungen reduziert (- 0,9 Mio. €). Ebenso reduzierten 

sich die sonstigen Erträge um knapp 1 Mio. €. Im Vorjahr erfolgte die Auflösung 

der Rückstellung für Erstattungen von Personal- und Sachaufwendungen im Zu-

sammenhang mit der Corona-Pandemie in Höhe von 0,9 Mio. €.

  	 ••	� Sonstiger Geschäftsbetrieb: Das Ergebnis hat sich um 0,7 Mio. € von - 4,6 Mio. € 

(2024) auf - 5,3 Mio. € (2025) verschlechtert. Dieses Ergebnis resultiert aus höhe-

ren verrechneten Personal- und Sachkosten (+ 1,0 Mio. €). Demgegenüber haben 

sich die Zinsen an verbundene Unternehmen um 0,2 Mio. € aufgrund einer 

geringeren Inanspruchnahme von Darlehen im Rahmen des Cash-Managements 

und die Kontokorrentzinsen infolge einer gesunkenen Inanspruchnahme von 

Kontokorrentverbindlichkeiten um 0,1 Mio. € reduziert.
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Bericht  des  Aufs ichtsrats

Zur Bilanz zum 31. Dezember 2025

Die Bilanzsumme verringerte sich um 1,6 % auf 415,6 Mio. € (Vorjahr: 422,5 Mio. €). Wesent-

licher Grund war die Veränderung im kurzfristigen Umlaufvermögen (- 5,6 Mio. €), im langfris-

tigen Umlaufvermögen (- 0,3 Mio. €) und im Anlagevermögen (- 1,0 Mio. €).

Das Eigenkapital erhöhte sich leicht um 0,2 Mio. € auf 78,5 Mio. €. Infolge des gesunkenen 

Bilanzvolumens stieg die Eigenkapitalquote von 18,5 auf 18,9 %.

Risikoeinschätzung

Bestandsgefährdende Risiken sind aktuell nicht erkennbar. Der Vorstand weist jedoch auf 

folgende Risikofaktoren hin:

  	 ••	 anhaltender Personalmangel im Pflegebereich

  	 ••	� steigende Zinsen mit entsprechenden Auswirkungen auf die Finanzierungs- 

kosten

  	 ••	� deutlich gestiegene Baukosten durch regulatorische Vorgaben und Anforderun-

gen aus der Klimaschutzgesetzgebung und dem Hamburger Klimaentscheid

  	 ••	� Unsicherheiten durch geopolitische Entwicklungen (Ukraine, Naher Osten,  

Irankonflikt und Handelskonflikte)

Zudem stellen die Pensionsverpflichtungen auch weiter eine Herausforderung dar. Aufgrund 

der hohen Inflation sind die Rentenansprüche der Betriebsrentner weiterhin deutlich gestiegen, 

während der gesetzlich vorgegebene Diskontierungszinssatz sich auf moderatem Niveau be-

wegt. In den kommenden Jahren ist weiterhin von erhöhten Rentensteigerungen auszugehen 

und daher mit anhaltender Belastung zu rechnen.

Der Vorstand wird weiterhin gehalten sein, die Eigenkapitalquote mittelfristig wieder zu erhö-

hen und damit die Abhängigkeit von Fremdfinanzierungen zu verringern.

Feststellung

Der Aufsichtsrat stellt auf Basis seiner Überwachungs- und Prüfungstätigkeit fest:

„Der Vorstand hat die Geschäfte der Genossenschaft ordnungsgemäß geführt. Das Rechnungs-

wesen entspricht den gesetzlichen Vorschriften. Die finanzielle Lage der Genossenschaft war 

jederzeit transparent und geordnet. Trotz erhöhter Bautätigkeit war die Zahlungsfähigkeit zu 

jeder Zeit gesichert.“
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Bericht  des  Aufs ichtsrats

Der Aufsichtsrat schlägt daher vor, dem Vorstand Entlastung zu erteilen.

Für die im abgelaufenen Geschäftsjahr geleistete Arbeit spricht der Aufsichtsrat dem Vorstand 

sowie allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Genossenschaft und ihrer Tochterunterneh-

men seinen ausdrücklichen Dank aus.

Hamburg, den 20.05.2026

Vereinigte Hamburger Wohnungsbaugenossenschaft eG Der Aufsichtsrat

Ralf von Busch (Aufsichtsratsvorsitzender)
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Die bundesweite Kampagne „Mach dich fit gegen Ein- 

samkeit!“ des Bundesfamilienministeriums rückt seit 2025 

stärker in den Blick, wie verbreitet Einsamkeit ist und wie 

wichtig es ist, ihr aktiv zu begegnen. In Hamburg hat sich 

mit dem „Bündnis gegen Einsamkeit in Hamburg“ zu- 

dem ein besonderes Netzwerk gebildet: Stiftungen, Wohl-

fahrtsverbände, Genossenschaften, Verwaltung, Politik 

und Unternehmen arbeiten gemeinsam daran, das Thema 

Einsamkeit sichtbarer zu machen.

In den Servicewohnanlagen der vhw wird ebenfalls ein 

wichtiger Beitrag gegen Einsamkeit geleistet. Dort leben 

Menschen ab 65 Jahren in ihren eigenen barrierearmen 

Wohnungen – selbstständig, aber nicht allein. Gemein-

Der Soziale Dienst  
als Schlüssel gegen Einsamkeit
Barrierefreiheit ist wichtig. Doch Lebensqualität entsteht nicht allein durch 
schwellenlose Zugänge oder automatische Aufzüge. Entscheidend ist auch, wie 
Menschen ihren Alltag erleben. Genau hier setzt der Soziale Dienst der vhw an. 
Er schafft Begegnung, stärkt das Miteinander und wirkt damit einem der  
drängendsten Themen im Alter entgegen: der Einsamkeit.

Fit gegen Einsamkeit

Einsamkeit betrifft Menschen jeden Alters, besonders 

häufig jedoch ältere Menschen – vor allem dann, wenn 

sich Lebensumstände verändern, vertraute Kontakte weg-

brechen oder gesundheitliche Einschränkungen den Alltag 

erschweren. Dass das Thema längst eine gesamtgesell-

schaftliche Aufgabe ist, zeigen aktuelle Initiativen.  

„Ich bin durch einen Bekannten auf die Servicewohnanlage der 

vhw aufmerksam geworden, der schon 2016 hier einzog. Noch im selben Jahr wurde 

ich Genossenschaftsmitglied, um irgendwann selbst so eine Wohnung zu bekommen.  

In meinem Freundeskreis erklärten mich damals alle für verrückt. Heute kann ich sagen: 

Das war die beste Entscheidung. Im vergangenen Jahr bin ich gestürzt, der Trümmer-

bruch in meiner Hand musste operiert werden. Duschen, Zähneputzen, das alles war 

allein nicht mehr möglich. Das Gute war, ich musste nur beim ambulanten Pflegedienst 

der vhw anrufen, und ich bekam ab dem Tag der Krankenhausentlassung Hilfe. Außer-

dem schätze ich die Gemeinschaft hier im Haus – denn ich bin ein kommunikativer 

Mensch, organisiere selbst auch Spielrunden und bin im Chor aktiv.“

Irene Henningsen, Mieterin in der Servicewohnanlage Neuwiedenthal und Mitgliedervertreterin

„
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oder zum Kartenspiel kann eine feste Bekanntschaft wer-

den, aus Bekanntschaft wiederum Vertrautheit. Solche Be-

gegnungen sind für viele ältere Menschen von unschätz-

barem Wert. Denn Einsamkeit entsteht durch das Fehlen 

echter Verbindung. Dass in den Anlagen ein eingespieltes 

festes Team arbeitet, ist dabei ein großer Vorteil. Denn 

Vertrauen wächst nicht über Nacht. Es braucht Wieder-

erkennung, Kontinuität und Menschen, die zuhören, ohne 

zu drängen. Genau diese Form von Beziehung macht den 

Sozialen Dienst so wirksam. Er unterstützt nicht nur sozial 

und emotional, sondern stärkt auch die Eigeninitiative, 

Mitwirkung und Selbstständigkeit der Bewohner.

Transparente  
Rahmenbedingungen

Das Leistungsangebot des Servicewohnens orientiert sich 

an den Vorgaben des Hamburgischen Wohn- und Betreu-

ungsqualitätsgesetzes sowie an den geltenden Verein-

barungen mit der Freien und Hansestadt Hamburg. Die 

Kosten sind dabei transparent geregelt. Alle Mieterinnen 

und Mieter im Servicewohnen zahlen eine sogenannte 

Servicepauschale. Wer seinen Haushalt weiterhin eigen-

ständig führen möchte und gleichzeitig den Wert einer le-

bendigen Hausgemeinschaft schätzt, der findet im Konzept 

des Servicewohnens also eine überzeugende Lösung. Vor 

allem aber zeigt sich hier: Gegen Einsamkeit hilft nicht nur 

gute Architektur, sondern vor allem gelebtes Miteinander.

schaftsflächen, Veranstaltungen und feste Ansprechpart- 

ner vor Ort schaffen Räume, in denen Begegnung leicht-

fallen kann. Der Soziale Dienst ist dabei weit mehr als 

eine organisatorische Stelle. Er ist Anlaufpunkt, Vermittler 

und Impulsgeber zugleich. Die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter sind zu festen Zeiten direkt vor Ort erreichbar. 

Sie hören zu, klären Fragen und helfen auf Wunsch dabei, 

Unterstützung für verschiedene Anliegen zu finden. Das 

kann beispielsweise die Beantragung eines Pflegegrads 

sein oder genauso eine Frage zu Leistungsansprüchen. Es 

kann aber auch um persönliche Krisen, Unsicherheiten 

oder Sorgen gehen. Gerade in solchen Momenten ist 

Verlässlichkeit entscheidend. Wer sicher sein kann, dass 

jemand da ist, der zuhört, der gewinnt Orientierung und 

oft auch den Mut für die nächsten eigenen Schritte.

Darüber hinaus gestaltet der Soziale Dienst das Miteinan-

der in den Servicewohnanlagen aktiv mit. Sommer- und 

Oktoberfeste, Ausflüge, Bewegungsangebote oder ge-

meinsame Freizeitveranstaltungen schaffen Anlässe, bei 

denen Kontakte entstehen und sich vertiefen können. Aus 

einem kurzen Gespräch auf dem Weg zum Osterbrunch 

Gut eingespielt: Insgesamt stehen 27 en- 
gagierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Sozialen Dienstes in acht Teams den 
Mietern der vhw-Servicewohnanlagen mit 
Rat und Tat zur Seite.
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Hier wächst eine neue Gemeinschaft
Die Servicewohnanlage an der Theodor-Storm-Straße in Rahl-

stedt ist ein echtes Leuchtturmprojekt. Rund 34 Millionen Euro 

hat die vhw in den Gebäudekomplex investiert, der Nachhaltig-

keit mit modernem Wohnkomfort verbindet. Der Neubau erfüllt 

den Effizienzhaus-40-Standard und trägt die Zertifizierung der 

Deutschen Gesellschaft für Nachhaltiges Bauen (DGNB). Alle 

116 barrierefreien Wohnungen verfügen über einen Balkon und 

eine Einbauküche. Dass die Genossenschaft mit ihrem Service-

wohnen auf ein gelungenes Konzept setzt, zeigt der große 

Andrang: Bereits während der Bauphase waren die Wohnungen 

stark nachgefragt.

„Viele zukünftige Mieter haben jetzt schon Ideen,  

wie sie ihre Gemeinschaft aktiv mitgestalten wollen. 

Ich wünsche mir, dass hier eine soziale Gemeinschaft 

mit interessanten Begegnungen, einem respektvollen, 

freundschaftlichen Zusammenhalt und einer guten 

Kommunikation entsteht.“

Frank Bull, Mitarbeiter Sozialer Dienst

„

Im Zentrum der Wohnanlage steht 
der Gemeinschaftsraum (links) als 
Treffpunkt für Feste, Treffen und All-
tagsgespräche. Die neue Bewohner-
schaft ist mit einem Durchschnitts-
alter von 72 Jahren noch sehr 
aktiv. Einige Mieter sind weiterhin 
berufstätig, andere gerade frisch 
in Rente.
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Interview: „Alles kann, nichts muss.“

Wenn man in die Zukunft schaut, dann wird ein Thema 

zunehmend wichtig, und das betrifft vor allem ältere Men-

schen: Einsamkeit. 

Das ist leider richtig. Viele Menschen werden im Alter 

einsamer. Der Partner ist vielleicht verstorben, die Kinder 

wohnen nicht in der Nähe, oder es gibt gar keine Kinder, die 

eigene Mobilität ist aufgrund gesundheitlicher Beschwer-

den stark eingeschränkt.

Wie können Genossenschaften hier einen Beitrag leisten?

Indem sie Begegnungsstätten schaffen. Bei der vhw sind 

das beispielsweise ganz konkret die Gemeinschaftsräume 

in den Servicewohnanlagen, in denen gemeinsame Aktivi-

täten, Veranstaltungen und Austausch stattfinden. Solch 

einen zentralen Anlaufpunkt direkt vor der eigenen Haustür 

zu haben, das kann das Leben im Alter ganz erheblich ver-

bessern und der Einsamkeit des Einzelnen aktiv entgegen-

wirken. 

Dieser Gemeinschaftsgedanke wird aber nicht aufgedrängt.

Ganz genau. Unsere Angebote im Servicewohnen sind 

absolut freiwillig – ganz nach dem Grundsatz: Alles kann, 

nichts muss. Die Privatsphäre und Selbstbestimmung unse-

rer Mieterinnen und Mieter stehen bei uns an erster Stelle. 

Wer an einer Veranstaltung oder einer Aktivität teilnehmen 

möchte, der tut es und ist herzlich eingeladen. Wenn das 

jemand nicht möchte, ist das selbstverständlich ebenfalls 

völlig in Ordnung. Denn als Genossenschaft stehen wir 

nicht nur für Lebensqualität und Komfort, sondern auch für 

Sicherheit und Toleranz.

Welche Rolle spielt der Soziale Dienst generell im Gesamt-

konzept der vhw?

Wir möchten für unsere Mitglieder ein Zuhause schaffen, 

in dem sie sich wohl und gut aufgehoben fühlen. Und zwar 

nicht nur in jungen Jahren, sondern über viele Jahre hin-

weg, bis ins hohe Alter. Bei der vhw zu wohnen heißt, dass 

man, wenn die eigene Mobilität irgendwann eingeschränkt 

ist, nicht gleich von seiner regulären Wohnung in eine 

externe Pflegeeinrichtung umziehen muss. Sondern dass 

man weiterhin in Gemeinschaft leben kann. Der Soziale 

Dienst ist dabei von entscheidender Bedeutung für mehr 

Lebensqualität im Alter.

„

Der Soziale Dienst  
als Schlüssel gegen Einsamkeit„

IM INTERVIEW: 

Nicole Reusche-Holtz begleitet die Entwicklung der Genossenschaft bereits seit 
zwei Jahrzehnten. Seit 2006 ist sie für die vhw tätig. Vor rund fünf Jahren hat sie die 
Leitung des Sozialen Diensts übernommen und in dieser Aufgabe ihre persönliche 
Passion gefunden.
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Bilanz zum 31. Dezember 2025

Aktivseite

Jahresabschluss   //  B i lanz

Geschäftsjahr Vorjahr

€ € €

A. 	 Anlagevermögen

I. 	 Immaterielle Vermögensgegenstände 131.293,57 166.160,57

II. 	 Sachanlagen

1.	 Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit Wohnbauten 308.196.142,81 319.702.865,79

2.	Grundstücke mit Geschäfts- und anderen Bauten 5.852.380,19 6.026.584,19

3.	Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte ohne Bauten 2,00 2,00

4.	Technische Anlagen und Maschinen 988.679,76 1.088.345,76

5.	Betriebs- und Geschäftsausstattung 1.022.876,18 1.056.084,63

6.	Anlagen im Bau 33.561.319,55 22.698.992,11

7.	 Geleistete Anzahlungen 1.439,58 1.707,90

349.622.840,07 350.574.582,38

III. 	 Finanzanlagen

1.	 Anteile an verbundenen Unternehmen 41.172.721,71 41.172.721,71

2.	Beteiligungen 520,00 520,00

3.	Andere Finanzanlagen 1.535,00 1.535,00

41.174.776,71 41.174.776,71

	 Anlagevermögen insgesamt 390.928.910,35 391.915.519,66

B. 	 Umlaufvermögen

I. 	 Andere Vorräte

1.	 Unfertige Leistungen 16.199.898,65 16.348.600,55

2.	Andere Vorräte 0,00 54.183,53

16.199.898,65 16.402.784,08

II. 	 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1.	 Forderungen aus Vermietung 295.737,86 174.202,78

2.	Forderungen aus anderen Lieferungen und Leistungen 272.331,50 315.755,93

3.	Forderungen gegen verbundene Unternehmen 1.536.800,35 2.138.237,92

4.	Sonstige Vermögensgegenstände 3.650.446,16 7.342.563,23

5.755.315,87 9.970.759,86

III. 	 Flüssige Mittel

	 Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 1.046.849,07 2.835.445,74

	 Umlaufvermögen insgesamt 23.002.063,59 29.208.989,68

C. 	 Rechnungsabgrenzungsposten

1.	 Kosten für Erbbaugrundstücke 769.568,51 784.794,84

2.	Andere Rechnungsabgrenzungsposten 936.069,96 595.505,77

1.705.638,47 1.380.300,61

	 Bilanzsumme 415.636.612,41 422.504.809,95
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Passivseite

Jahresabschluss   //  B i lanz

Geschäftsjahr Vorjahr

€ € €

A. 	 Eigenkapital

I. 	 Geschäftsguthaben

1.	 der mit Ablauf des Geschäftsjahres

	 ausgeschiedenen Mitglieder 1.492.952,66 1.301.740,90

2.	der verbleibenden Mitglieder 30.256.586,47 31.548.449,92

3.	aus gekündigten Geschäftsanteilen 324.458,56 139.672,00

	 Rückständige fällige Einzahlungen 

	 auf Geschäftsanteile: 0,00 € (Vorjahr: 0,00 €)

32.073.997,69 32.989.862,82

II. 	 Ergebnisrücklagen

1.	 Gesetzliche Rücklage 8.466.200,00 8.275.900,00

	 davon aus dem Jahresüberschuss des Geschäfts-

	 jahres eingestellt: 190.300,00 € (Vorjahr: 93.500,00 €)

2.	Andere Ergebnisrücklagen 37.219.290,67 36.285.571,32

	 davon aus dem Jahresüberschuss des Geschäfts-

	 jahres eingestellt: 933.719,35 € (Vorjahr: 43.158,81 €)

45.685.490,67 44.561.471,32

III. 	 Bilanzgewinn

1.	 Gewinnvortrag 1,43 0,00

2.	Jahresüberschuss 1.902.608,72 934.277,71

3.	Einstellungen in Ergebnisrücklagen -1.124.019,35 -136.658,81

778.590,80 797.618,90

	 Eigenkapital insgesamt 78.538.079,16 78.348.953,04

B. 	 Rückstellungen

1.	 Rückstellungen für Pensionen 16.160.981,00 17.206.951,00

2.	Sonstige Rückstellungen 1.674.379,14 1.469.892,38

17.835.360,14 18.676.843,38

C. 	 Verbindlichkeiten

1.	 Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 193.504.518,01 207.032.506,91

2.	Verbindlichkeiten gegenüber anderen Kreditgebern 85.149.043,57 71.214.192,90

3.	Erhaltene Anzahlungen 19.431.078,80 19.276.882,86

4.	Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen

	 a)	Verbindlichkeiten aus Vermietung 749.713,82 609.658,83

	 b)	Verbindlichkeiten aus anderen Lieferungen und Leistungen 4.215.693,25 5.773.837,79

5.	Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 15.003.039,08 20.180.950,73

6	 Sonstige Verbindlichkeiten 1.053.536,58 1.225.818,63

	 davon aus Steuern: 62.582,63 € (Vorjahr: 60.418,42 €)

319.106.623,11 325.313.848,65

D. 	 Rechnungsabgrenzungsposten 156.550,00 165.164,88

	 Bilanzsumme 415.636.612,41 422.504.809,95
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für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2025

Jahresabschluss   //  Gewinn- und Ver lustrechnung

Geschäftsjahr Vorjahr

€ € €

1. 	 Umsatzerlöse

a)	aus Bewirtschaftungstätigkeit 57.291.464,42 56.163.596,47 

b)	aus Seniorenwohnanlagen 19.189.849,56 18.766.342,49 

c)	aus anderen Lieferungen und Leistungen 869.964,00 999.744,00 

77.351.277,98 75.929.682,96 

2. 	 Verminderung / Erhöhung des Bestands an unfertigen Leistungen -148.701,90 2.051.748,75 

3. 	 Sonstige betriebliche Erträge 1.937.169,25 3.331.314,94 

4. 	 Aufwendungen für bezogene Lieferungen und Leistungen

a)	Aufwendungen für Bewirtschaftungstätigkeit 24.324.918,21 22.603.707,58 

b)	Aufwendungen für die Bewirtschaftung von Seniorenwohnanlagen 19.565.798,19 20.379.515,14 

43.890.716,40 42.983.222,72 

	 Rohergebnis 35.249.028,93 38.329.523,93 

5. 	 Personalaufwand

a)	Löhne und Gehälter 4.584.761,71 4.427.180,85 

b)	Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung

	 und für Unterstützung 1.304.690,69 2.953.282,90 

	 davon für Altersversorgung: 434.244,22 € (Vorjahr: 2.189.131,15 €)

5.889.452,40 7.380.463,75 

6. 	 Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände

	 des Anlagevermögens und Sachanlagen 14.771.789,32 14.377.684,56 

7. 	 Sonstige betriebliche Aufwendungen 5.572.215,15 6.877.548,92 

8. 	 Erträge aus Beteiligungen 1.639.935,15 317.502,39 

	 davon aus verbundenen Unternehmen: 1.319.883,60 € 

	 (Vorjahr: 15.578,58 €)

9. 	 Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen des

	 Finanzanlagevermögens 122,80 90,42 

10. 	 Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 87.737,95 97.311,48 

	 davon aus der Abzinsung von Rückstellungen: 366,18 € 

	 (Vorjahr: 0,00 €)

11. 	 Zinsen und ähnliche Aufwendungen 8.840.946,83 9.165.251,34 

	 davon an verbundene Unternehmen: 530.721,20 €

	 (Vorjahr: 695.034,29 €)

	 davon aus der Aufzinsung von Rückstellungen: 10.780,00 €

	 (Vorjahr: 157.449,24 €)

12. 	 Steuern vom Einkommen und vom Ertrag -3.426,87 4.112,52 

13. 	 Ergebnis nach Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 1.905.848,00 939.367,13 

14. 	 Sonstige Steuern 3.239,28 5.089,42 

15. 	 Jahresüberschuss 1.902.608,72 934.277,71 

16. 	 Gewinnvortrag 1,43 0,00 

17. 	 Einstellungen aus dem Jahresüberschuss in die Ergebnisrücklagen 1.124.019,35 136.658,81 

18. 	 Bilanzgewinn 778.590,80 797.618,90 



Anhang
zum 31. Dezember 2025
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Wohnungsbaugenossenschaft eG
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1 	 Allgemeine Angaben

Die Vereinigte Hamburger Wohnungsbaugenossenschaft eG hat ihren Sitz in Hamburg und ist 

eingetragen in das Genossenschaftsregister beim Amtsgericht Hamburg (GnR 349).

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 wurde nach den Vorschriften des deutschen  

Handelsgesetzbuchs (HGB) unter Berücksichtigung der besonderen Bestimmungen für 

Genossenschaften aufgestellt. Dabei wurden die allgemeinen Rechnungslegungsvorschriften  

für die Gliederung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung sowie die Verordnung  

über die Gliederung des Jahresabschlusses von Wohnungsunternehmen (JAbschlWuV) in der  

jeweils gültigen Fassung beachtet. 

2 	� Erläuterungen zu den angewandten  
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Sofern im Vergleich zum Vorjahr Änderungen von Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden  

vorgenommen wurden, sind diese in den Erläuterungen zu den jeweiligen Posten dargestellt.

Im Einzelnen wurden bei der Aufstellung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung 

folgende Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden angewandt:

2.1	 Die immateriellen Vermögensgegenstände werden zu Anschaffungskosten, vermin-

dert um planmäßige Abschreibungen, angesetzt. Spezielle Branchensoftware und sonstige  

Software werden über eine Nutzungsdauer von 3 bis 5 Jahren abgeschrieben. Ein für 15 Stell-

plätze bestehendes Nutzungsrecht wird über 50 Jahre (entsprechend der Nutzungsdauer des 

zugehörigen Wohngebäudes) abgeschrieben.

2.2	 Das Sachanlagevermögen wird mit den Anschaffungs- und/oder Herstellungskosten, 

vermindert um planmäßige und außerplanmäßige Abschreibungen und Zuschüsse, bilanziert. 

Verwaltungs- und Fremdkapitalkosten werden nicht in die Herstellungskosten einbezogen.

2.3	 Mit Wirkung zum 1. Januar 2022 wird bei den Wohn- und Geschäftsbauten, welche 

nach dem 1. Januar 2000 modernisiert oder hergestellt wurden und zum 1. Januar 2022 eine 

Restnutzungsdauer von mehr als 20 Jahren aufweisen, der sogenannte Komponentenansatz  

angewandt.

Anhang zum 31. Dezember 2025
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Die Wohn- und Geschäftsbauten werden in die wesentlichen Komponenten mit den jeweiligen 

Nutzungsdauern wie folgt aufgeteilt und planmäßig linear abgeschrieben:

Bei aktivierten Modernisierungsmaßnahmen wird die Restnutzungsdauer des Rohbaus auf bis 

zu 30 Jahre verlängert.

Hintergrund dieser Maßnahme ist die realitätsgetreue Abbildung der Abnutzung der einzelnen 

Gebäudebestandteile sowie die Stärkung der Binnenfinanzierungskraft der Genossenschaft, um 

auch weiterhin regelmäßig und in hohem Umfang Ersatzinvestitionen sowie Modernisierungen 

vornehmen zu können. Dies hat zusätzliche Bedeutung durch die hohe Inflation sowie die stei-

genden Baukosten und insbesondere die gesetzlichen Vorschriften zur energetischen Moderni-

sierung der Gebäude gewonnen, da auf die Wohnungswirtschaft und damit die Genossenschaft 

weitreichende Modernisierungsanforderungen zukommen, die einen hohen Kapitalbedarf sowie 

Einsatz von Eigenmitteln erfordern werden. Durch die Anwendung des Komponentenansatzes 

kommt es in den Folgejahren zu mehr Aktivierungen von Baumaßnahmen und damit einherge-

henden höheren Abschreibungen.

2.4	 Die vertraglichen Laufzeiten bebauter Erbbaugrundstücke erstrecken sich unter-

schiedlich vom Jahr 2048 bis zum Jahr 2095, die der unbebauten Erbbaugrundstücke vom Jahr 

2080 bis zum Jahr 2114.

2.5	 Außenanlagen, die als selbstständige Vermögensgegenstände zu behandeln sind, 

werden über eine Nutzungsdauer von 10 bis 15 Jahren abgeschrieben.

2.6	 Geschäfts- und andere Bauten werden aufgrund des Komponentenansatzes über  

die voraussichtliche betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von 10 bis 40 Jahren abgeschrieben. 

Wir verweisen auf Ziffer 2.3.

Komponente Nutzungsdauer (in Jahren)

1.	Rohbau 50 bzw. 40

2.	Dach 30

3.	Fenster/Außentüren 25

4.	Küchen 10

5.	Sanitärinstallation/Bäder 20

6.	Aufzugsanlagen 20

7.	Heizungsanlagen 20

8.	Elektroinstallation 30

9.	Elektronische Schließanlagen 15
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2.7	 Technische Anlagen und Maschinen werden über 5 bis 20 Jahre abgeschrieben.  

Bei Gegenständen der Betriebs- und Geschäftsausstattung wird eine Nutzungsdauer zwischen 

3 und 23 Jahren zugrunde gelegt.

2.8	 Für Einrichtungen und Ausstattungen der Seniorenwohnanlagen wird eine Nutzungs

dauer zwischen 3 und 23 Jahren angesetzt.

2.9	 Für die geringwertigen Vermögensgegenstände mit Anschaffungskosten von 250,00 € 

(netto) bis 1.000,00 € (netto) wird ein Sammelposten gebildet, der über 5 Jahre abgeschrieben 

wird.

2.10	 Die Finanzanlagen werden mit den Anschaffungskosten bzw. dem niedrigeren beizu-

legenden Wert bilanziert.

2.11	 Die unfertigen Leistungen sind mit den Anschaffungskosten unter Beachtung des 

strengen Niederstwertprinzips angesetzt.

2.12	 Die Bilanzierung der Forderungen, sonstigen Vermögensgegenstände und flüssigen 

Mittel erfolgt zum Nennwert oder zum niedrigeren beizulegenden Wert am Bilanzstichtag. Die 

in den sonstigen Vermögensgegenständen enthaltenen Zuschüsse mit einer Laufzeit von mehr 

als 1 Jahr werden zum Barwert angesetzt. Die Abzinsungssätze liegen zwischen 0,00 Prozent und 

3,48 Prozent. Erkennbare Risiken werden durch Einzelwertberichtigungen berücksichtigt.

2.13	 Die Höhe der Rückstellungen für Pensionen wurde auf der Grundlage der Richttafeln 

2018 G von Heubeck berechnet. Für die Bewertung der Versorgungsverpflichtungen wurde 

das modifizierte Teilwertverfahren angewandt. Dabei wurden zur Ermittlung des notwendigen 

Erfüllungsbetrags eine Gehalts- sowie eine Rentensteigerung von 2,7 Prozent bzw. 2,4 Prozent 

angesetzt und der von der Deutschen Bundesbank veröffentlichte durchschnittliche Marktzins der 

vergangenen 10 Jahre für eine Laufzeit von 15 Jahren in Höhe von 2,03 Prozent zum 31. Oktober 

2025 (Vorjahr: 1,88 Prozent zum 30. November 2024) zugrunde gelegt.

Da der Gesetzgeber den für die Bewertung der Pensionsverpflichtungen verbindlich anzusetzen-

den durchschnittlichen Marktzinssatz vom 7- auf einen 10-Jahres-Durchschnittszinssatz ange-

passt hat, ist im Anhang der Differenzbetrag aus den beiden Rückstellungswerten anzugeben. 

Die Gesamtdifferenz zwischen den Rückstellungswerten für den 7- und 10-Jahres-Durchschnitts-

zinssatz beträgt -275.663,00 € (Vorjahr: -129.989,00 €). Dabei wurde zum 31. Dezember 2025 für 

die übernommenen Pensionsverpflichtungen ein 7-Jahres-Durchschnittszinssatz von 2,17 Prozent 

zum 31. Oktober 2025 zugrunde gelegt (Vorjahr: 1,94 Prozent zum 30. November 2024).
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2.14	 Die sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und unge-

wissen Verpflichtungen nach Maßgabe des § 249 HGB. Die Bewertung erfolgt nach vernünftiger 

kaufmännischer Beurteilung in Höhe des notwendigen Erfüllungsbetrags. Bei der Ermittlung 

des notwendigen Erfüllungsbetrags für die Jubiläumsrückstellung wird der von der Deutschen 

Bundesbank veröffentlichte durchschnittliche Marktzins der vergangenen 7 Jahre entsprechend 

der Laufzeit zugrunde gelegt. 

2.15	 Die Verbindlichkeiten werden mit ihrem Erfüllungsbetrag angesetzt.

3 	 Erläuterungen zur Bilanz

3.1	 Die Zusammensetzung und Entwicklung des Anlagevermögens ergibt sich aus dem 

beiliegenden Anlagengitter (Anlage 1). 

3.2	 Die Zugänge bei den Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten mit Wohn-

bauten beinhalten diverse Einzelmodernisierungen von Gebäudekomponenten, siehe Ziffer 2.3. 

Die Abgänge in Höhe von 2.263,9 T€ betreffen den Abgang von vollständig abgeschriebenen 

Komponenten im Rahmen der Modernisierung von Gebäuden und 2.324,6 T€ den Abgang eines 

Gebäudes mit einem Restbuchwert von 0,51 € aufgrund von Neubaumaßnahmen.

3.3	 Die Zugänge bei den technischen Anlagen und Maschinen umfassen im Wesentlichen 

Telefonanlagen für Seniorenresidenzen und -wohnanlagen.

3.4	 Die Zugänge bei den Anlagen im Bau betreffen im Wesentlichen einen Ersatzneubau.

3.5	 Die unfertigen Leistungen von 16.199,9 T€ (Vorjahr: 16.348,6 T€) beinhalten aus-

schließlich noch nicht abgerechnete Heiz- und Betriebskosten. Diesen stehen 19.431,1 T€  

(Vorjahr: 19.276,9 T€) erhaltene Anzahlungen der Mieter gegenüber.

3.6	 Es bestehen Forderungen aus Vermietung in Höhe von 12,5 T€ (Vorjahr: 23,8 T€)  

mit einer Restlaufzeit von mehr als 1 Jahr.

3.7	 Die Forderungen gegen verbundene Unternehmen entfallen mit 1.302,8 T€ auf den 

Ergebnisanteil 2025 der vhw Immobilien e.G. & Co. KG sowie auf Forderungen aus der laufen-

den Verrechnung, die mit Verbindlichkeiten aus der laufenden Verrechnung saldiert wurden.
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3.8	 In den sonstigen Vermögensgegenständen werden im Wesentlichen Forderungen 

aus öffentlichen Zuschüssen für Baumaßnahmen in Höhe von 3.434,8 T€ (Vorjahr: 6.926,7 T€) 

ausgewiesen.

3.9	 In Höhe von 2.850,1 T€ (Vorjahr: 3.096,3 T€) haben sonstige Vermögensgegenstände 

eine Restlaufzeit von mehr als 1 Jahr.

3.10	 Passive latente Steuern aus der unterschiedlichen Bewertung von Grundstücken und 

grundstücksgleichen Rechten mit Geschäfts- und anderen Bauten wurden mit aktiven latenten 

Steuern aus Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten mit Wohnbauten und Grundstücken 

mit fertigen Bauten verrechnet. Der Körperschaftsteuersatz (einschließlich Solidaritätszuschlag) 

beträgt 15,825 bis 10,55 Prozent (Senkung des Körperschaftsteuersatzes ab dem Jahr 2028 um 

1,00 Prozent bis auf 10,00 Prozent im Jahr 2032), der Gewerbesteuersatz beträgt 16,45 Prozent. 

Über den Saldierungsbereich der Bilanzdifferenzen hinausgehende aktive Steuerlatenzen werden 

in Ausübung des Wahlrechts des § 274 Abs. 1 Satz 2 HGB nicht angesetzt.

3.11	 Zu den Rückstellungen für Pensionen wird auf Ziffer 2.13 verwiesen.

3.12	 Die sonstigen Rückstellungen beinhalten als größte Einzelposten die Rückstellungen 

für unterlassene Instandhaltungsmaßnahmen in Höhe von 462,5 T€ (Vorjahr: 149,3 T€) sowie 

Rückstellungen für ausstehende Rechnungen für Heiz- und Betriebskosten in Höhe von 338,7 T€ 

(Vorjahr: 680,7 T€).

3.13	 Zwischen den Unternehmen der genossenschaftlichen Unternehmensgruppe der 

vhw, bestehend aus der vhw eG, der vhw Immobilien e.G. & Co. KG, der vhw care GmbH, der 

vhw cook GmbH, der vhw Ambulanter Dienst GmbH, der vhw Immobilien – Service GmbH,  

der vhw Verwaltungs GmbH und der vhw Beteiligungs GmbH, wurde eine Cash-Management-

Vereinbarung geschlossen, nach der sich die Unternehmen untereinander Liquidität zur Ver-

fügung stellen. Als Cash-Pool-Zentralgesellschaft fungiert die vhw Beteiligungs GmbH. Für die 

Genossenschaft ergibt sich zum 31. Dezember 2025 eine Verbindlichkeit in Höhe von 8.811,0 T€ 

(Vorjahr: 12.840,8 T€) gegenüber der vhw Beteiligungs GmbH.

Die weiteren Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen betreffen insbesondere 

ein von der vhw Verwaltungs GmbH zu marktüblichen Konditionen an die Genossenschaft aus-

gereichtes Darlehen in Höhe von 5.541,4 T€ (Vorjahr: 5.673,0 T€). Die übrigen Verbindlichkeiten 

entfallen auf Verbindlichkeiten aus der laufenden Verrechnung.
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3.14	 Die Fristigkeiten der Verbindlichkeiten sowie die zur Sicherheit gewährten Pfand-

rechte zum Stichtag ergeben sich aus dem beiliegenden Verbindlichkeitenspiegel (Anlage 2).

3.15	 Verbindlichkeiten, die erst nach dem Bilanzstichtag rechtlich entstehen, bestehen 

wie im Vorjahr nicht.

4 	 Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

4.1	 Die Umsatzerlöse aus Bewirtschaftungstätigkeit sind im Vergleich zum Vorjahr um 

1.127,9 T€ gestiegen. Hintergrund sind insbesondere höhere Mieten und eine gesunkene Leer-

standsquote.

4.2	 Die Umsatzerlöse aus Seniorenwohnanlagen haben im Vergleich zum Vorjahr um 

423,5 T€ zugenommen. Ursächlich sind höhere Erträge aus Heiz- und Betriebskostenabrechnungen, 

dem gegenüber stehen gesunkene Mieterträge aufgrund des Leerzugs einer Seniorenresidenz.

4.3	 Die sonstigen betrieblichen Erträge sind im Vergleich zum Vorjahr geringer ausge

fallen (1.394,1 T€). Im Vorjahr sind Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen in Höhe von 

888,1 T€ für erstattete Corona-Mehraufwendungen enthalten, für die die Nachprüfungsfrist ab-

gelaufen war. 

4.4	 Die Aufwendungen für Bewirtschaftungstätigkeit liegen insgesamt um 1.721,2 T€ 

über dem Vorjahr. Die Heiz- und Betriebskosten haben sich um 442,4 T€ und die Instandhaltungs-

aufwendungen um 1.290,8 T€ erhöht.

4.5	 Die Aufwendungen für die Bewirtschaftung von Seniorenwohnanlagen sind um 

813,7 T€ gesunken. Ursache hierfür ist im Wesentlichen die Schließung einer Seniorenresidenz 

und des Pflegebereichs einer Seniorenwohnanlage, gegenläufig wirken sich steigende Heiz-  

und Betriebskosten aus.

4.6	 Im Bereich Personalaufwand haben sich die Löhne und Gehälter um 157,6 T€ erhöht. 

Die Aufwendungen für die Zuführung zur Pensionsrückstellung sind im Vergleich zum Vorjahr 

um 1.754,4 T€ gesunken. 

4.7	 Aufgrund der Fertigstellung einer Fenstermodernisierung und einiger Einzelmoderni

sierungen sind die planmäßigen Abschreibungen auf Grundstücke und grundstücksgleiche 

Rechte mit Wohnbauten im Vergleich zum Vorjahr gestiegen.
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Außerdem sind außerplanmäßige Abschreibungen für eine nicht realisierte Aufzugsmodernisie-

rung in Höhe von 40,7 T€ enthalten.

4.8	 Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen haben insgesamt um 1.305,3 T€ abge-

nommen. Ursächlich hierfür ist insbesondere der Rückgang der EDV-Kosten um 495,2 T€, bedingt 

durch den Abschluss mehrerer Projekte im Vorjahr. Zusätzlich sind die Rechts- und Beratungs-

kosten um 386,9 T€ gesunken, dieser Betrag war im Vorjahr für einmalige Beratungsleistungen 

zur Optimierung der Brandmeldezentralen in den Seniorenwohnanlagen und -residenzen an-

gefallen.

4.9	 Die Erträge aus Beteiligungen sind insbesondere aufgrund des positiven Jahres-

ergebnisses der vhw Immobilien e.G. & Co. KG gestiegen.

4.10	 Die Zinsen und ähnliche Aufwendungen sind im Vergleich zum Vorjahr um 324,3 T€ 

gesunken. Ursächlich hierfür sind die geringere Inanspruchnahme des Cash-Pool-Darlehens  

(Ziffer 3.13) und der niedrigere Zinssatz für die Abzinsung der Pensionsverpflichtungen (Ziffer 2.13).

5	 Nachtragsbericht

Die anhaltenden Spannungen im Nahen Osten können unter anderem Auswirkungen auf Ener-

giepreise, Lieferketten sowie auf die Entwicklung von Güter- und Finanzmärkten haben. Weitere 

Folgen können insbesondere deutlich höhere Finanzierungskosten bei einer inflationsbedingten 

Straffung der Geldpolitik sein. Die geopolitischen Entwicklungen lösen aber keine unmittelbaren 

bilanziellen Anpassungen für den Jahresabschluss 2025 aus.

6 	 Sonstige Angaben

6.1 	 Beteiligungen an anderen Unternehmen

6.1.1	 Die Genossenschaft hält an der vhw Immobilien e.G. & Co. KG, Hamburg, als alleini-

ge Komplementärin 99 Prozent des Eigenkapitals. Kommanditistin der Gesellschaft ist die vhw 

Beteiligungs GmbH, die treuhänderisch für die vhw eG mit 1 Prozent am Eigenkapital beteiligt 

ist. Gegenstand der Gesellschaft sind der Erwerb und das Halten und Verwalten von Grund

stücken und grundstücksgleichen Rechten. Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss zum 
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31. Dezember 2025 vorgelegt. Danach schließt die Gesellschaft das Geschäftsjahr 2025 mit einem 

Jahresüberschuss von 1.302.824,51 € (Vorjahr: Jahresfehlbetrag 236.597,18 €) ab. Die Gesellschaft 

verfügt, nach Gutschrift des Gewinns auf dem Gesellschafterverbindlichkeitskonto, wie im Vor-

jahr über ein Eigenkapital von 46.060.236,49 €.

6.1.2	 Die Genossenschaft ist alleinige Gesellschafterin der vhw Beteiligungs GmbH, 

Hamburg. Gegenstand der Gesellschaft sind das Halten und Verwalten von Beteiligungen,  

insbesondere der Beteiligung an der vhw Immobilien e.G. & Co. KG, sowie alle damit im Zu-

sammenhang stehenden oder diesem Zweck dienenden Geschäfte. Darüber hinaus kann die 

Gesellschaft alle im Bereich der Wohnungswirtschaft und der Altenpflege anfallenden Arbeiten 

übernehmen, insbesondere auch Dienstleistungen für Dritte erbringen. Vor diesem Hintergrund 

nimmt die Gesellschaft im Rahmen einer Cash-Management-Vereinbarung für die genossen-

schaftliche Unternehmensgruppe der vhw die Funktion der Cash-Pool-Zentralgesellschaft wahr. 

Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 vorgelegt. Danach 

schließt die Gesellschaft das Geschäftsjahr 2025 mit einem Jahresüberschuss von 15.467,06 € 

(Vorjahr: 17.059,09 €) ab und verfügt zum 31. Dezember 2025 über ein Eigenkapital von 41.767,06 € 

(Vorjahr: 43.359,09 €).

6.1.3	 Die Genossenschaft ist alleinige Gesellschafterin der vhw Verwaltungs GmbH, 

Hamburg. Gegenstand des Unternehmens sind die Gründung, der Erwerb und die Verwaltung 

von Beteiligungen an anderen Unternehmen. Die Gesellschaft kann alle Geschäfte durchführen, 

die mit dem Gegenstand des Unternehmens in Zusammenhang stehen. Darüber hinaus ist die 

Gesellschaft insbesondere zur Kapitalaufnahme und -anlage sowie zu gruppeninternen Kapital-

ausleihungen berechtigt. Ferner ist sie berechtigt zur Übernahme, Verwaltung und Abwicklung 

von Pensionsverpflichtungen von verbundenen Unternehmen, zur Verwaltung des zur Erfüllung 

der Pensionsverpflichtungen erforderlichen Vermögens sowie zur Verwaltung weiteren Vermö-

gens. Die Gesellschaft hat am 29. Mai 2017 mit der vhw care GmbH, der vhw cook GmbH, der 

vhw Ambulanter Dienst GmbH und der vhw Immobilien – Service GmbH jeweils einen Ergebnis-

abführungsvertrag mit Wirkung zum 1. Januar 2017 (Handelsregistereintragung am 2. Juni 2017) 

geschlossen. Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 vorgelegt. 

Danach schließt die Gesellschaft für das Geschäftsjahr 2025 mit einem Jahresfehlbetrag von 

234.881,74 € (Vorjahr: 5.064.153,80 €) ab. Die Gesellschaft verfügt zum 31. Dezember 2025 über 

ein Eigenkapital von 1.532.477,10 € (Vorjahr: 1.767.358,84 €).

6.1.4	 Die Genossenschaft hält über die vhw Verwaltungs GmbH, Hamburg, mittelbar  

100 Prozent der Anteile an der vhw care GmbH, Hamburg. Gegenstand der Gesellschaft sind die 

stationäre Pflege von Menschen sowie alle damit im Zusammenhang stehenden oder diesem Zweck 

dienenden Geschäfte. Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 
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vorgelegt. Danach schließt die Gesellschaft das Geschäftsjahr 2025 mit einem Jahresüberschuss 

vor Ergebnisabführung in Höhe von 5.452,33 € (Vorjahr: Jahresfehlbetrag 1.478.119,80 €) ab.  

Der nach Gewinnabführung in Höhe von 5.452,33 € (Vorjahr: Verlustübernahme 1.478.119,80 €) 

verbleibende Jahresüberschuss beträgt 0,00 € (Vorjahr: 0,00 €). Die Gesellschaft verfügt zum  

31. Dezember 2025 wie im Vorjahr über ein Eigenkapital von 1.371.978,22 €.

6.1.5	 Die Genossenschaft hält über die vhw Verwaltungs GmbH, Hamburg, mittelbar  

100 Prozent der Anteile an der vhw cook GmbH, Hamburg. Gegenstand der Gesellschaft sind die 

Zubereitung von Speisen, insbesondere für Seniorenwohnanlagen und -residenzen, sowie alle 

damit im Zusammenhang stehenden oder diesem Zweck dienenden Geschäfte. Die Geschäfts-

führung hat den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 vorgelegt. Danach schließt die Gesell-

schaft das Geschäftsjahr 2025 mit einem Jahresfehlbetrag vor Verlustübernahme von 589.102,88 €  

(Vorjahr: 1.315.727,52 €) ab. Der Jahresfehlbetrag wurde im Rahmen des Ergebnisabführungs-

vertrags ausgeglichen. Die Gesellschaft verfügt zum 31. Dezember 2025 wie im Vorjahr über ein 

Eigenkapital von 783.767,43 €.

6.1.6	 Die Genossenschaft hält über die vhw Verwaltungs GmbH, Hamburg, mittelbar  

100 Prozent der Anteile an der vhw Ambulanter Dienst GmbH, Hamburg. Gegenstand der Ge-

sellschaft sind die ambulante Pflege von Menschen sowie alle damit im Zusammenhang stehen-

den oder diesem Zweck dienenden Geschäfte. Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss 

zum 31. Dezember 2025 vorgelegt. Danach schließt die Gesellschaft das Geschäftsjahr 2025 mit 

einem Jahresüberschuss vor Ergebnisabführung in Höhe von 77.804,56 € (Vorjahr: 104.616,44 €) 

ab. Der nach Gewinnabführung in Höhe von 77.804,56 € (Vorjahr: 104.616,44 €) verbleibende Jah-

resüberschuss beträgt 0,00 € (Vorjahr: 0,00 €). Die Gesellschaft verfügt zum 31. Dezember 2025  

wie im Vorjahr über ein Eigenkapital in Höhe von 1.186.300,00 €.

6.1.7	 Die Genossenschaft hält über die vhw Verwaltungs GmbH, Hamburg, mittelbar  

100 Prozent der Anteile an der vhw Immobilien – Service GmbH, Hamburg. Gegenstand der Ge-

sellschaft sind die Betreuung, Bewirtschaftung und Verwaltung von Bauten in allen Rechts- und  

Nutzungsformen, insbesondere die Erbringung von Hausmeisterdienstleistungen und die Durch-

führung von Modernisierungs- und Instandhaltungsmaßnahmen für Dritte. Die Geschäftsführung 

hat den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 vorgelegt. Danach schließt die Gesellschaft  

das Geschäftsjahr 2025 mit einem Jahresüberschuss vor Ergebnisabführung von 333.833,30 €  

(Vorjahr: 178.797,05 €) ab. Der nach Gewinnabführung in Höhe von 333.833,30 € (Vorjahr: 

178.797,05 €) verbleibende Jahresüberschuss beträgt 0,00 € (Vorjahr: 0,00 €). Die Gesellschaft 

verfügt zum 31. Dezember 2025 wie im Vorjahr über ein Eigenkapital von 376.300,00 €.
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6.1.8	 Die vhw hält an der AVW Assekuranzvermittlung der Wohnungswirtschaft GmbH 

& Co. KG, Bosau, Anteile in Höhe von 520,00 €. Die Geschäftstätigkeit der AVW besteht in der 

Vermittlung von Versicherungen und anderen Finanzdienstleistungen für Wohnungsunterneh-

men. Das Eigenkapital der Gesellschaft zum 31. Dezember 2024 beträgt 42.967.865,29 € (Vorjahr: 

37.645.743,09 €). Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2024 weist einen Jahresüberschuss von 

42.680.638,89 € (Vorjahr: 37.358.568,69 €) aus. Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 lag 

zum Zeitpunkt der Abschlusserstellung nicht vor.

6.2 	 Finanzielle Verpflichtungen

Unter Nutzung des im Rahmen der Finanzmarktkrise günstigen Zinsniveaus wurden im Geschäfts-

jahr 2010 drei Swapgeschäfte als langfristige Zinssicherungsmaßnahmen abgeschlossen. Diese 

sichern der Genossenschaft ein günstiges Zinsniveau. Die Zinsswaps sind in keiner Bilanzposition 

erfasst, da ihnen jeweils ein fristenkongruentes Grundgeschäft zugrunde liegt. Die Regelungen 

zur Bildung einer Bewertungseinheit zur kompensatorischen Bewertung der Sicherungsbezie-

hung werden beachtet und sind damit erfüllt. Nachfolgende Übersicht zeigt diese derivativen 

Finanzinstrumente:

Es bestehen sonstige finanzielle Verpflichtungen in Höhe von 2.027.747,59 € (Vorjahr: 

13.720.383,54 €), die sich aus Verträgen für Neubau- und Modernisierungsmaßnahmen ergeben.

Für die Bewohner der Senioreneinrichtungen wurden treuhänderisch Verwahrgeldkonten  

geführt, die im Laufe des Geschäftsjahres auf die vhw care GmbH übertragen wurden. 

Art Abschluss-
daten

Anfangs- 
daten

Enddaten Laufzeit
in Jahren

Umfang Zeitwert*  
per 31.12.2025

Form der  
Sicherung

T€ T€

Zinsswap  
Hamburger  
Sparkasse

30.03.2010 01.04.2013 01.04.2043 30 9.155,2 -1.043,6
Buchgrund-

schuld

Zinsswap  
Hamburger  
Sparkasse

27.08.2010 01.07.2016 01.07.2046 30 8.525,9 -134,4
Buchgrund-

schuld

Zinsswap  
Hamburger  
Sparkasse

31.08.2010 01.10.2017 01.10.2047 30 3.413,3 35,5
Buchgrund-

schuld

* für die Gesellschaft zum Stichtag ohne liquiditäts- und ertragswirksame Auswirkungen
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6.3 	 Haftungsverhältnisse gem. § 251 HGB

Mit Datum vom 03.04.2025 hat die vhw eG gegenüber der vhw Verwaltungs GmbH eine Finan-

zierungserklärung abgegeben, unter bestimmten Voraussetzungen ein Darlehen mit qualifizier-

tem Rangrücktritt in Höhe von bis zu 3.500.000,00 € zur Verfügung zu stellen. Die Finanzierungs-

erklärung ist bis zum 31.12.2026 befristet.

6.4 	 Zahl der Mitarbeiter 

Im Jahresverlauf 2025 waren durchschnittlich 67 (Vorjahr: 67) Mitarbeiter in der Genossenschaft 

beschäftigt.

Die Zahl der Arbeitnehmer stellt sich im Jahr 2025 im Vergleich zum Vorjahr wie folgt dar:

6.5 	 Mitgliederbewegung 2025

Die Geschäftsguthaben der verbleibenden Genossenschaftsmitglieder haben sich im Geschäfts-

jahr 2025 um 1.291.863,45 € auf 30.256.586,47 € verringert.

Anfangsbestand 14.212

Zugänge 386

Abgänge 758

Endbestand 13.840

2025 2024

Mitarbeiter Mitarbeiter

I. Vorstandsbereich und Stabsstellen 13 (4) 10 (3)

II. Serviceleistungen und Finanzen 32 (14) 33 (14)

III. vhw Wohnen 16 (4) 16 (4)

davon kaufmännische und technische Mitarbeiter 16 (4) 16 (4)

IV. vhw Wohnen im Alter 4 (0) 4 (0)

davon kaufmännische Mitarbeiter 4 (0) 4 (0)

V. Betriebsrat 2 (1) 4 (1)

Mitarbeiter gesamt 67 (23) 67 (22)

(in Klammern: davon Teilzeitbeschäftigte)
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6.6 	 Prüfungsverband

Verband norddeutscher Wohnungsunternehmen e. V.

Hamburg – Mecklenburg-Vorpommern – Schleswig-Holstein,

Tangstedter Landstraße 83, 22415 Hamburg

6.7 	 Mitglieder des Vorstands

Afrotheti Ferentinos, Kauffrau, Hamburg

Annika Kleine, Kauffrau, Hamburg (bis 31.10.2025; ab 07.02.2026)

Steve Meißner, Kaufmann, Hamburg

6.8 	 Mitglieder des Aufsichtsrats

Ralf von Busch, Rechtsanwalt (Vorsitzender)

Nils Ludwig, Ingenieur (stellv. Vorsitzender)

Manuela Wodarz, Wirtschaftsprüferin und Steuerberaterin (Schriftführerin)

Birgit Jahncke-Krohn, Sozial- und Gesundheitsmanagerin 

Rainer Wiemers, Diplom-Volkswirt (stellv. Schriftführer)

Pegah Pourghanad, Immobilien-Ökonomin

6.9 	� Beschluss über die Einstellungen  
in die Ergebnisrücklagen

Gemäß Beschluss von Vorstand und Aufsichtsrat vom 19. November 2025 wurden 190.300,00 €  

in die gesetzliche Rücklage und 933.719,35 € in die anderen Ergebnisrücklagen eingestellt;  

damit ergibt sich für das Geschäftsjahr 2025 ein Bilanzgewinn von 778.590,80 €. Vorstand und 

Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn zur Ausschüttung einer Dividende in Höhe von  

2,5 Prozent auf die zum 1. Januar 2025 eingezahlten Geschäftsguthaben zu verwenden.

Hamburg, den 27. April 2026

Vereinigte Hamburger

Wohnungsbaugenossenschaft eG

Der Vorstand

Afrotheti Ferentinos	 Annika Kleine	 Steve Meißner 
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